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Bereinigter Bundeshaushalt mit Einschnitten – SoVD kritisiert Griff in die Rentenkasse

Etat wirft Verteilungsfragen auf
Unter dem hohen Sparzwang 

von Bundesfinanzminister 
Christian Lindner (FDP) und 
nach wochenlangem Ringen hat 
die Ampelkoalition am 18. Janu-
ar den Bundeshaushalt für 2024 
auf den Weg gebracht. Der SoVD 
begrüßt das Ende des Haushalts-
streites. „Gerade jetzt brauchen 
wir eine handlungsfähige Regie-
rung“, so die SoVD-Vorstandsvor-
sitzende Michaela Engelmeier. 
Der Verband kritisiert gleichzei-
tig, dass der bereinigte Etat Ver-
teilungsfragen aufwirft. 

Das Spardiktat ist durch Ver
zicht auf Steuerreformen oder 
eine Reform der Schuldenbrem
se weitgehend selbstauferlegt: 
In seiner Bereinigungssitzung 
beschloss der Haushaltsaus
schuss einen Etat mit Ausgaben 
von 476,8 Milliarden Euro und 
neuen Krediten in Höhe von 
rund 39 Milliarden Euro, deut
lich weniger als im Etat 2023. 

Nach jahrelangen Ausnahmen 
soll damit die Schuldenbrem
se wieder voll greifen, könnte 
unter bestimmten Umständen 

jedoch ausgesetzt werden. Für 
Investitionen sind rund 70,5 
Milliarden Euro ausgewiesen.
Nachdem die Spitzen der Ko
alition entschieden haben, was 
der Staat mit dem Geld seiner 
Bürger*innen macht, soll das 
Parlament den Haushaltsent
wurf Anfang Februar besiegeln.

Zähes Ringen um die Etats 
und ein Urteil mit Folgen

Eigentlich war die Verabschie
dung bereits für November 
vorgesehen. Doch das Haus

haltsurteil des Bundesverfas
sungsgerichtes – die Union 
hatte gegen den zweiten Nach
tragshaushalt 2021 geklagt – 
durchkreuzte die Pläne. Weil die 
Richter der Klage stattgaben 
und untersagten, milliarden
schwere CoronaKredite nach
träglich für den Klimaschutz 
sowie als Rücklage für Notla
gen zu nutzen, musste die Re
gierung für Teile des Budgets 
eine neue Grundlage schaffen 
und zugleich eine milliarden

Lindner beharrt auf der Schuldenbremse und ist gegen höhere Steuern für Reiche. So fehlt Geld für Investitionen in Soziales und Klimaschutz.
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Vergütung in Arztpraxen

Mehr Geld –  
weniger Stress?

Zehntausende demonstrieren und 
setzen ´Zeichen gegen rechts. Die 
Massendemonstrationen sind ein 
kraftvolles Signal der gesellschaft-
lichen Mitte. Diese reagiert auf die 
Enthüllungen von Correctiv über die 
von rechten Kräften geplante Vertrei-
bung von Millionen Migrant*innen 
und Menschen mit Migrationshin-
tergrund aus Deutschland. Stichwort 
„Remigration“: Rechtsextreme und 
Spalter*innen „verheißen“ Antwor-
ten auf die Sorgen unserer Gesell-
schaft, bieten statt Lösungen aber 
nur weiteres Polarisieren bis zum 

Hass. Noch mehr Gegeneinander ist 
der falsche Weg und hilft nieman-
dem, sagen wir im SoVD. Wir sind 
gegen Antisemitismus, Rassismus 
und Ausgrenzung! Wir bekennen 
uns zu unseren Werten der Solida-
rität und Humanität und zu unserer 
gesellschaftlichen Verantwortung in 
einem demokratischen Rechtsstaat. 
Dazu gehört für uns seit über 100 
Jahren der Einsatz für soziale Ge-
rechtigkeit und gleichberechtigte 
Teilhabe aller Menschen. Hier liegt 
einiges im Argen; deshalb treten wir 
für Verbesserungen ein – mit lauter 

Stimme auf der politischen Ebene 
und in unseren Gliederungen durch 
gegenseitige Unterstützung. Ganz 
klar ist für uns: Demokrat*innen 
wählen keine Rechtsextremen – 
auch nicht aus Protest gegen sozi-
ale Ungerechtigkeit. Stellen wir uns 
an die Seite aller, die jetzt für Viel-
falt, Respekt und Toleranz eintreten! 
Jede*r von uns kann viel bewirken. 
Dies gilt auch für Ihre Stimme bei 
der Europawahl am 9. Juni.  

 Ihre Vorstände
  Michaela Engelmeier

 Matthias Neiß
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schwere Finanzierungslücke 
schließen. Der bereinigte Etat 
enthält massive Einschnitte, un-
ter anderem die schrittweisen 
Kürzungen beim Agrardiesel 
für landwirtschaftliche Betrie-
be. Beschnitten wurden zudem 
die Mittel für Entwicklungshil-
fe und humanitäre Hilfe. Auch 
zahlreiche Klimaschutzprojekte 
fielen dem Rotstift zum Opfer; 
Verbraucher*innen müssen sich 
im Übrigen auf höhere Preise 
beim Tanken und Heizen ein-
stellen. 

Bürgergeld: höhere 
Beteiligung an Heizkosten

Den größten Etat im zusam-
mengestrichenen Bundeshaus-
halt 2024 hat das Bundesminis-
terium für Arbeit und Soziales 
(BMAS), was nicht darüber hin-
wegtäuschen sollte, dass auch 
dort mit Kürzungen massiv ein-
gespart wird. 175,67 Milliarden 
Euro stehen Bundesarbeitsmi-
nister Hubertus Heil (SPD) dem-
nach zur Verfügung. Damit ver-
bunden steigen das Bürgergeld 
und die Beteiligung des Bundes 
an den Leistungen für Unterkunft 
und Heizkosten. Auch die Leis-
tungen für die Grundsicherung 
im Alter und bei Erwerbsmin-
derung fallen höher aus. Beides 
begrüßt der SoVD ausdrücklich, 
wie auch den ebenfalls erhöhten 
Ansatz für die Durchführung von 
Integrationskursen nach der In-
tegrationsverordnung.

Vollsanktionierung für 
Verweigernde befristet

Abstriche um 50 Millionen 
Euro auf 4,15 Milliarden Euro 
sind hingegen bei den Leistun-
gen zur Eingliederung in Arbeit 
vorgesehen. Erhielten erwerbs-
fähige Leistungsberechtigte bis-
lang einen Bonus von 75 Euro 
für jeden Teilnahmemonat an 
Weiterbildungsmaßnahmen, so 
soll dieser künftig entfallen. 

Minderausgaben beim Bürger-

geld in Höhe von 150 Millionen 
Euro erwartet die Regierung 
darüber hinaus durch stärkere 
Sanktionierungen für „Totalver-
weigernde“, zunächst begrenzt 
auf zwei Jahre. Der SoVD bewer-
tet diese Maßnahmen insgesamt 
als zu „scharf“. Gleichzeitig räumt 
der Verband ein, dass Sanktionen 
im verfassungsrechtlichen Rah-
men in manchen Fällen richtig 
sein könnten, um eine notwen-
dige Akzeptanz für das System 
zu schaffen.

„Rentenversicherung ist kein
Selbstbedienungsladen“

Deutliche Kritik übt der SoVD 
an dem Vorhaben der Regie-
rungskoalition, den zusätz-
lichen Zuschuss des Bundes 
an die allgemeine Rentenver-
sicherung um 245 Millionen 
Euro auf 30,83 Milliarden Euro 
abzusenken. „Die Rentenversi-
cherung darf nicht zum Selbst-
bedienungsladen werden“, stellt 
Engelmeier hierzu fest. „Wenn 
man immer wieder die Zuschüs-
se kürzt, muss man sich später 
nicht wundern, dass das System 
langfristig ausgehöhlt wird. Die 
gesetzliche Rente muss weiter-
hin verlässlich finanziert wer-
den, wenn sie funktionieren soll.“

Den Blick stärker auf die 
Einnahmenseite richten  

Wie die Regierungsfraktio-
nen SPD und Grüne sieht auch 
der SoVD das Festhalten an 
die Schuldenbremse grund-
sätzlich als problematisch an: 
„Wir müssen investieren und 
entlasten, den Blick auch auf 
die Einnahmenseite richten“, so 
die SoVD-Vorstandsvorsitzende. 
Ein Beharren auf der Schulden-
bremse, die kaum neue Kredite 
oder Investitionen erlaube, sei 
falsch, zumal sich der Bundes-
finanzminister gleichzeitig ve-
hement gegen höhere Steuern 
stemme. 

Der Haushalt 2024 berührt aus 
Sicht des SoVD aufs Neue und in 
hohem Maße Verteilungsfragen. 
„Bei dem vom Finanzminister 
durchgezogenen Sparkurs tra-
gen die Arbeitnehmer*innen 
und die unteren und mittle-
ren Einkommensschichten die 
Hauptlast“, erklärt Engelmeier. 
„Sie finanzieren den Sozialstaat 
überproportional.“ 

Immer mehr Menschen müs-
sen hart um ihre soziale Si-
cherheit kämpfen, haben zum 
Teil trotz Arbeit Existenzsorgen, 
weiß der SoVD nicht zuletzt aus 
der Beratungsarbeit für seine 

Mitglieder. Für sie sei es umso 
weniger nachvollziehbar, dass 
sie als Arbeitnehmende – ge-
meinsam mit den Arbeitgeben-
den – die steigenden Kosten bei 
der Rente, Pflege und Gesundheit 
stemmen sollten, während der 
Staat seine Zuschüsse bei den 
Sozialkassen reduziere. „Geld 
bei den Sozialausgaben zu spa-
ren, schwächt das Vertrauen der 
Menschen in den Sozialstaat“,   
stellt die SoVD-Vorstandvorsit-
zende fest. Denn Abzüge in den 
Sozialkassen bedeuteten immer  
negative Konsequenzen für die 
unteren und inzwischen auch 
mittleren Einkommensschich-
ten. „Das ist fahrlässig und ein 
falsches Signal.“

Diejenigen, die mehr haben, 
sollen mehr beitragen

„Was wir brauchen, sind Inves-
titionen in den Sozialstaat – fi-
nanziert unter anderem durch 
eine Reform der Erbschafts-
steuer, die Wiedereinführung 
der Vermögenssteuer und hö-
here Steuern für Superreiche“, 
so Engelmeier. „Das fordern wir 
seit Jahren.“ Es müsse in unse-
rem Staat normal werden, dass 
diejenigen, die mehr haben, 
auch mehr beitragen. Dann wer-
de auch nicht an den falschen 
Stellen gespart. „Wir müssen 
gemeinsam die Probleme der 
Menschen angehen“, ist Engel-
meier auch vor dem Hintergrund 
der politischen Entwicklungen 
überzeugt. „Die Politik muss 
ihre Leistungsversprechen ein-
lösen und die Spaltung der Ge-
sellschaft abbauen.“ Sonst stehe 
zu befürchten, dass die in Teilen 
rechtsextreme AfD noch mehr 
an Einfluss gewinne. „Eine der 
Ursachen für Radikalisierung 
liegt im schwindenden Zusam-
menhalt als Gesellschaft. Unser 
gemeinsamer, demokratischer 
Auftrag ist es, soziale Gerech-
tigkeit und die Teilhabe aller in 
einer solidarischen Gesellschaft 
zu stärken.“ Veronica Sina

Bundesetat wirft Verteilungsfragen auf

Die Regierungskoalition bei den zusätzlichen Zuschüssen an die gesetzliche Rentenversicherung 
kürzen. Der SoVD sagt: Die gesetzliche Rentenversicherung darf nicht ausgehöhlt werden. 

Foto: Sergey Bulkin / picture alliance, globallookpress.com
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Haushalt in 
Etappen

Von Beginn an war der 
Bundeshaushalt 2024 hart 
umkämpft. Monatelang strit-
ten die Minister*innen öf-
fentlich um ihre Etats. Erst 
in der letzten Sitzung vor 
der Sommerpause erreichte 
ein Entwurf den Bundestag. 
Schon frühzeitig hatten die 
Opposition und Teile der Ko-
alition die Kürzungspolitik 
von Bundesfinanzminister 
Christian Lindner (FDP) kriti-
siert. Ein Rückblick:
• Januar: Lindner plant 

mit 424 Milliarden Euro, 
Schuldenbremse inklusive, 
alle sollen sparen.

• Februar: Vizekanzler Ro-
bert Habeck (Grüne) for-
dert Steuererhöhungen 
zur Projektfinanzierung. 

• März: erste Haushalts-
verhandlungen, die 
Minister*innen sprechen 
für ihre Ressorts. Fami-
lienministerin Lisa Paus 
(Grüne) will die im Koali-
tionsvertrag vereinbarte 
Kindergrundsicherung 
einführen. 

• Ende März: Die Summe 
der zusätzlich beantragten 
Ausgaben beträgt 70 Milli-
arden, die Haushaltslücke 
zwölf Milliarden Euro. 

• April: Der Finanzminis-
ter will konsolidieren, die 
Haushaltslücke beträgt 
nun 16 bis 18 Milliarden.

• Mai: Lindner verzichtet auf 
Eckwerte, will den Etatent-
wurf bis Juni vorlegen.

• Juni: erneute Beratungen, 
alle sollen streichen. 

• Juli: Ein Entwurf liegt vor. 
Grüne und Liberale liefern 
sich einen Schlagabtausch 
um Kindergrundsicherung 
und Elterngeld.

• Am selben Tag (5. Juli) 
kippt das Bundesverfas-
sungsgericht eine über-
eilte Verabschiedung des 
Heizungsgesetzes – Som-
merpause.

• September: Paus „blo-
ckiert“ im Gegenzug zu 
den Kürzungen bei der 
Kindergrundsicherung das  
„Wachstumschancenge-
setz“ des Finanzministers. 

• November: Nach dem Bun-
desverfassungsgerichtsur-
teil verhängt Lindner eine 
Sperre für den laufenden 
Haushalt; auch 2024 muss 
überarbeitet werden. 

• Dezember: Der Haushalt 
steht, gekürzt wurde unter 
anderem beim Agrardiesel, 
die Bauern protestieren.

• Januar 2024: (vorerst) letz-
te Änderungen im Berei-
nigungsausschuss, nun ist 
das Parlament am Zug. veo Viele Menschen müssen – trotz Arbeit – hart um ihre soziale Sicherheit kämpfen. Es ist sozial unge-

recht, wenn sie die größte Last an den gestiegenen Kosten für Rente, Gesundheit und Pflege tragen. 

Foto: Markus Scholz / picture alliance
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Der neue kaufmännische Vorstand Matthias Neiß ist vielen Delegierten schon von seiner Vorstellung im Rahmen der 23. Bundesverbands-
tagung bekannt. Hier spricht Neiß, der am 13. Februar im Rahmen einer symbolischen Staffelstabübergabe des ehemaligen Präsidenten 
Alfred Bornhalm an den Verbandsratsvorsitzenden Bernhard Sackarendt offiziell in sein Amt eingeführt wird, über seine Ziele für den SoVD.  

__Was bringen Sie mit?
Ich habe einen klaren Blick auf 

betriebswirtschaftliche Fragen und 
Unternehmenssteuerung, gepaart 
mit viel Verbandserfahrung. 

__Wo waren Sie vorher tätig?
Vor ver.di war ich in einem Im-

mobilienkonzern und bei mehreren 
Banken im Personalbereich tätig. 
Durch die Arbeit in verschiedenen 
Change-Prozessen und in den Per-
sonalabteilungen konnte ich hier 
eine breite Erfahrung sammeln. 

__Ihre persönlichen Stärken? 
Ich bin ein aufmerksamer, auf-

nahmefähiger Zuhörer. Ich mache 
mir zunächst ein eigenes, diffe-
renziertes Bild, bevor ich zu einer 
Entscheidung komme, die wir dann 
gemeinsam umzusetzen haben. 

__Was haben die Beschäftigten 
vom ehemaligen Personalcontrol-
ler einer Organisation mit 3.000 
Mitarbeitenden zu erwarten? 

Kurzvita
Matthias Neiß ist 50 Jah-

re alt. Der gebürtige Nord-
deutsche lebt seit 15 Jahren 
in Berlin. Über 14 Jahre war 
er bei ver.di, verantwortete 
zuletzt knapp vier Jahre den 
Bereich Finanzen und führ-
te davor den Bereich Per-
sonalcontrolling. Nebenbe-
ruflich ist er Systemischer 
Businesscoach. Studiert 
hat Neiß Landschaftspla-
nung an der TU Berlin, wo 
er auch Tutor für Personal-
wesen war. Eine Vielzahl an 
personalstrategischen und 
unternehmenssteuernden 
Themen in mehreren Kon-
zernen vervollständigen 
seine Laufbahn.

Gemeinsame Ziele vor Augen
Der SoVD hat sich im letzten Jahr organisatorisch und strategisch neu ausgerichtet und eine moderne 

Satzung verabschiedet. Mit dem Eintrag ins Vereinsregister ist nun aktenkundig: Zwei hauptamtliche 
Vorstände führen fortan den Bundesverband, rahmengebend und aufsichtsführend begleitet durch die 
beiden ehrenamtlichen Gremien Verbandsrat und Bundeskonferenz. An die Seite von Michaela Engelmei-
er, die bereits seit September 2021 im Amt ist, rückt gleichberechtigt Matthias Neiß.

Sie haben berufliche Erfah-
rungen, die unterschiedlicher 
kaum sein könnten, verschiedene 
Charaktere und unterschiedliche 
Aufgabenstellungen. Genau dies 
sehen die beiden Verbandsspit-
zen als sich gut ergänzendes 
Potenzial für ihre gemeinsame 
Vorstandsarbeit. Während Micha-
ela Engelmeier mit großem Er-
folg Gesicht des Verbandes und 
zugleich starke Stimme der be-
nachteiligten Menschen gegen-
über Politik und Öffentlichkeit 
verkörpert, wird die Rolle von 
Matthias Neiß vor allem die des 
kaufmännischen Vorstandes mit 
den Aufgabenfeldern Finanzen, 
Personal, Recht und Organisa-
torisches sein. Er hat einen aus-
geprägt betriebswirtschaftlichen 
Hintergrund und ist vor 15 Jahren 
aus der Wirtschaft zur Gewerk-
schaft ver.di gewechselt. 

Gemeinsam hat die neue Füh-
rung des Bundesverbandes das 
Ziel vor Augen, zusammen mit 
den wichtigen ehrenamtlichen 
Gremien Verbandsrat und Bun-
deskonferenz und auch allen 
Landesverbänden den begonne-

nen Veränderungsprozess weiter-
zuführen. 

Wichtige Ziele dabei sind, wie-
der mehr Menschen für den SoVD 
zu gewinnen und den Verband  
zukunftsfähig zu machen. Schon 
jetzt wird der SoVD – als eine 
Folge der begonnenen Moderni-
sierung – in den immer schneller 
und härter geführten öffentli-
chen Debatten häufiger und stär-
ker gehört. 

Das gute politische Netzwerk 
war zudem Basis für zahlreiche  
Gespräche und Begegnungen 
im SoVD und mit Vertreter*innen 
aller demokratischen Parteien.  
„Viele Gesprächspartner*innen 
haben das Wohl aller Menschen 
in unserer Gesellschaft im Blick. 
Gemeinsam können wir viel be-
wegen!“ Davon sind beide Vor-
stände überzeugt. 

 Veronica Sina 

Zweiter hauptamtlicher Vorstand Matthias Neiß an der Seite von Michaela Engelmeier

Matthias Neiß und Michaela Engelmeier sprechen über ihre Aufgaben.
Foto: Denny Brückner

Interview

Langfristig stark für die Mitglieder sein

__Die Zeit ist gerade keine einfache ... 
2023 war geprägt vom Angriff Russlands 

auf die Ukraine und vom Krieg im Nahen 
Osten. Dies haben auch die Menschen in 
unserem Staat gespürt. Dazu kommen die 
Pandemiefolgen, die Energiekrise und die 
hohen Teuerungsraten. Viele müssen hart 
für ihre soziale Sicherheit kämpfen. Bei 
ihnen kommt der Wohlstandszuwachs frü-
herer Jahre schlicht nicht an! 

__Auch der Klimawandel zwingt zum 
Handeln. Wie bringt sich der SoVD ein?

Um die Krise zu stoppen, ist das Wirt-
schaftssystem umzubauen, und zwar schnell. Das berührt Verteilungs-
fragen. Wir sagen: Klimaschutz darf nicht vom Einkommen abhängen. 
Wir sind außerdem Mitglied im Sozial-Klimarat.

__Das Armutsrisiko vieler Menschen nimmt weiter zu.
Vor allem Kinder, Pflegebedürftige und Alte sind betroffen. Millionen 

Menschen arbeiten zu Niedriglöhnen und in prekären Verhältnissen, 
während sich die Zahl langzeitarbeitsloser Menschen ohne Chancen 
auf reguläre Beschäftigung verfestigt. Damit werden wir uns nicht 
abfinden – auch nicht damit, dass Wohnen zum Luxusgut wird.

__Viele fühlen sich von der Politik alleingelassen. 
Ja, und wir müssen zu echten Lösungen kommen, sonst wächst nicht 

nur die Kluft zwischen Arm und Reich, sondern auch die Bedrohung 
unserer Gesellschaft von rechts.  

__Worauf kommt es jetzt an?
Die sozialen Sicherungssysteme müssen stabilisiert und ausgebaut 

werden, um die Privatisierung der Daseinsvorsorge zu beenden. Wir 
brauchen ein verlässliches Miteinander statt radikaler Meinungsmache, 
Hass und weiterer Spaltung. 

Soziale Lösungen finden
Michaela Engelmeier ist seit eineinhalb Jahren das Gesicht des 

SoVD in der Politik und Öffentlichkeit. Zeit für ein erstes Fazit.

Interview

Matthias Neiß Ihre unterschiedlichen Hintergründe, Charaktere und Aufgaben wollen 
Matthias Neiß und Michaela Engelmeier fürs gemeinsame Ziel nutzen.

Foto: Denny Brückner

Ich möchte ihnen die nötigen 
Mittel, Handlungsspielräume und 
Vertrauen geben, damit sie effek-
tiv arbeiten können. Wir brauchen 
eine stabile, belastbare und ge-
sunde Personalmannschaft, die so 
viel Arbeit wie möglich schafft.

__Und die Ehrenamtlichen?
Mit allen Ehrenamtlichen, in den 

Landesverbänden genauso wie in 
den aufsichtsführenden Gremien 
Verbandsrat und Bundeskonfe-
renz, brauchen wir eine enge und 
vertrauensvolle Zusammenarbeit. 
Dazu gehören eine zielorientierte 
Aufgabenverteilung ebenso wie 
guter Austausch miteinander. 

__Was sind weitere Grundlagen?
Natürlich sind zeitgemäße 

Technik und Kommunikation 
wichtige Faktoren. Diese müssen 
gesellschaftlichen Veränderun-
gen Rechnung tragen. Gleich-
zeitig gilt es, unterschiedlichen 
Bedürfnissen gerecht zu werden. 

Das braucht Augenmaß und et-
was Zeit. 

___Welches sind Ihre Ziele für 
den SoVD?

Eine hohe politische Wirksam-
keit, bestmögliche Unterstützung 

und Beratung sowie ein aktives 
und vielfältiges Gemeinschafts-
leben. Wir müssen gut in die 
Zukunft kommen, damit wir lang-
fristig stark für unsere Mitglieder 
sind. 

 Interview: Veronica Sina

Michaela Engelmeier
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Deutschland altert und leidet unter dem Fachkräftemangel. Als 
eine Ursache dafür gilt, dass viele Fachkräfte schon vor Erreichen 
der Regelaltersgrenze in den Ruhestand gehen. Landläufig ist da-
bei von der „Rente mit 63“ die Rede, obwohl das Eintrittsalter der 
abschlagsfreien Rente für besonders langjährig Versicherte analog 
zur regulären Altersgrenze steigt und derzeit bei 64,1 Jahren liegt. 

Der „Wirtschaftsweise“ Martin Werding forderte nun, die Anfor-
derungen für den früheren Renteneintritt zu verändern und so 
Fachkräfte länger im Erwerbsleben zu halten. Er schlug vor, eine 
abschlagsfreie Frührente nur noch denjenigen zu ermöglichen, 
die pro Beitragsjahr weniger als 60 Prozent des Durchschnitts-
entgelts der Versicherten verdient haben. Dann würden vor allem 
diejenigen profitieren, die besonders schwere körperliche Arbeiten 
verrichtet hätten und gesundheitlich am Limit seien. 

Der SoVD kritisierte diese Ideen. Die Vorstandsvorsitzende Mi-
chaela Engelmeier wies auf die sehr strengen Voraussetzungen 
hin, die erfüllt sein müssten, um vorzeitig in Rente zu gehen. Viel 
wichtiger sei es, allen Beschäftigten ein gesundes Arbeitsleben zu 
ermöglichen. „Statt diesen Personen einen etwas früheren Renten-
eintritt streitig zu machen, sollten die Bemühungen dahin gehen, 
dass möglichst viele Menschen ebenfalls in den Genuss einer ab-
schlagsfreien Rente kommen und die Menschen gesund bis zur 
Rente arbeiten können“, wurde sie unter anderem im „Tagesspie-
gel“ zitiert.  str

SoVD gegen Änderungen 
bei Rente mit 63

Früherer Ruhestand nur bei körperlicher Arbeit?

Ein „Wirtschaftsweiser“ fordert, den vorzeitigen Zugang zur Ren-
te für besonders langjährig Versicherte zu erschweren. Der SoVD 
kritisiert das und betont, dass es viel mehr darauf ankomme, allen 
Beschäftigten ein gesundes Arbeitsleben zu ermöglichen. 

Der frühere Renteneintritt für langjährig Versicherte sollte allen 
offen stehen – unabhängig von der Tätigkeit und vom Einkommen. 

Foto: industrieblick / Adobe Stock

Einsteigen, bitte! Das Deutschlandticket kostet mindestens bis zum 
Jahresende 49 Euro im monatlich kündbaren Abo. 

Bei spontanen Fahrten ist der Fahrkartenautomat nützlich. Die 
Möglichkeit am Gleis Tickets zu kaufen, sollte bestehen blieben.

Foto: Bojan / Adobe Stock
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Weiter für 49 Euro durchs Land

Fahrkartenkauf am Automaten

Während die Kosten für Einzelfahrten steigen, kostet das Deutschlandticket vorerst weiter 49 Euro 
im Monat. Der SoVD begrüßt die Entscheidung, fordert aber ergänzend die Einführung eines bun-
desweit gültigen Sozialtickets. 

Zwei Drittel der Befragten wollen laut einer Umfrage auch weiterhin Fahrkarten am Schalter oder 
Automaten kaufen können. Angebote, die nur digital genutzt werden können, schließen Teile der 
Bevölkerung aus, warnt der SoVD. 

Seit Mai 2023 gibt das soge-
nannte Deutschlandticket als 
Nachfolger des „9-Euro-Tickets“. 
Damit ist die bundesweite Nut-
zung des Nahverkehrs für mo-
natlich 49 Euro möglich. 

Schon fast genauso lange 
streiten Bund, Länder und die 
Verkehrsverbünde über die 
dauerhafte Finanzierung des 
Angebotes. Nach einer Sitzung 
der Verkehrsminister*innen 
gibt es nun zumindest bis zum 
Jahresende Klarheit. Mindes-
tens bis dahin wird der „Ein-
führungspreis“ von 49 Euro im 
Monat beibehalten. 

Mehr Abos sollen für 
Preisstabilität sorgen

Die Finanzierung wird da-
durch gesichert, dass zusätzlich 
zu den drei Milliarden Euro, die 
Bund und Länder bereitstellen,  
bisher unverbrauchte Gelder 
aus dem Jahr 2023 zum Aus-
gleich des Defizits auf 2024 
übertragen werden können. 

Außerdem haben die 
Verkehrsminister*innen die gro-
ße Hoffnung, dass viele weitere 
Neukund*innen hinzukommen 

Viele Angebote und Dienst-
leistungen werden im Internet 
angeboten. Oft ist das eine Er-
leichterung und macht man-
ches einfacher. Problematisch 
wird diese Entwicklung jedoch, 
wenn aus der Option zur On-
line-Nutzung ein Zwang wird. 
Die Deutsche Bahn verkauft 
ihre Tickets überwiegend über 

und deren Beiträge auf diese 
Weise ebenfalls zur Preisstabi-
lität beitragen. 

SoVD: Bezahlbare Mobilität
für alle sicherstellen!

Der SoVD begrüßt die Ent-
scheidung fordert aber weitere 
Maßnahmen, um Menschen mit 
geringen Einkommen zu unter-
stützen. Im Bündnis Sozialver-
trägliche Mobilitätswende und 

Apps und die Internetseite und 
will dies noch stärker ausbauen. 
So soll schon in diesem Jahr die 
rein digitale BahnCard die Plas-
tikkarte ersetzen. 

Bahnkund*innen sehen die-
sen Entschluss kritisch, und 
sie wenden sich auch deutlich 
dagegen, Tickets künftig aus-
schließlich online kaufen zu 

im Sozial-Klimarat setzt der 
Verband sich für bezahlbare 
und nachhaltige Mobilität ein. 

Schon bei der Einführung des 
Deutschlandtickets plädier-
te der SoVD außerdem für die 
Schaffung eines bundesweit 
gültigen Sozialtickets für ma-
ximal 29 Euro im Monat unter 
anderem für Rentner*innen und 
Grundsicherungsbeziehende. 
 str / dpa

können. Fast zwei Drittel der 
Befragten finden es laut einer 
aktuellen Umfrage vom Ver-
braucherzentrale Bundesver-
band (vzbv) „eher schlecht oder 
sehr schlecht“, wenn sie Bahn-
tickets nur noch digital buchen 
könnten. 

Besonders skeptisch stehen 
den reinen Online-Verkauf 
demnach ältere Leute gegen-
über. 75 Prozent der Menschen 
über 50 Jahren halten dies für 
schlecht. Selbst unter den jün-
geren 18- bis 29-Jährigen sieht 
die Hälfte den ausschließlichen 
Online-Verkauf kritisch.

Die Vorständin der Verbrau-
cherzentrale, Ramona Pop, for-
dert die Bahn auf, niemanden 
durch die Digitalisierung zu 
benachteiligen. 

Auch für den SoVD bedeutet 
Barrierefreiheit, Menschen zu 
berücksichtigen, die das Inter-
net nicht nutzen. Es schließt 
sie vom alltäglichen Leben aus, 
sollte es keine analogen Ange-
bote für Dienstleistungen und 
änhliches mehr geben.  str / dpa

Finanzierung des Deutschlandtickets bis Jahresende gesichert

Große Mehrheit lehnt reine Online-Angebote zum Ticketkauf bei der Bahn ab

Bei einigen Versicherten hat sich zum Januar die Rentenhöhe 
verändert, was zu Verwirrung und Fragen, auch unter SoVD-Mit-
gliedern, führte. Wie die Deutsche Rentenversicherung aufklärt, 
ist die Ursache dafür eine Neuberechnung des Grundrentenzu-
schlags.

Zum Jahresbeginn erfolgte eine Anpassung der Freibeträge zur 
Berechnung des Zuschlags entsprechend der Rentenerhöhung im 
Juli 2023. Zugleich wurde das Einkommen der Rentenbeziehen-
den auf Basis der Daten aus dem Jahr 2021 überprüft. Liegt das 
Einkommen oberhalb des Freibetrages, wird es auf den Zuschlag 
angerechnet. 

Antworten auf häufig gestellte Fragen zur Grundrente gibt es 
auf der Website des SoVD unter www.sovd.de/grundrente.  

Grundrentenzuschlag
ändert Höhe der Bezüge

Anpassung folgt den Rentenerhöhungen im Juli 2023 

Mit dem Jahreswechsel haben sich die Berechnungsgrundlagen 
bei der Grundrente verändert, da seitdem andere Freibeträge gel-
ten. 
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Vor gut zwei Jahren wählte 
der Deutsche Bundestag die 
Journalistin Ferda Ataman zur 
Unabhängigen Bundesbeauf-
tragten für Antidiskriminierung.  
Zu einem Kennenlerngespräch 
mit Ataman traf sich vor Kurzem 
die SoVD-Vorstandsvorsitzende 
Michaela Engelmeier. 

Ein wichtiges Thema bei dem 
Austausch war die Reform des 
Allgemeinen Gleichbehand-
lungsgesetzes (AGG), insbeson-
dere dessen Erweiterung um 
das Merkmal „sozialer Status“. 
Sinnvoll wäre diese Ergänzung 

Gemeinsamer 
Einsatz gegen 
Ausgrenzung

Sorge über 
möglichen 
Rechtsruck

aus Sicht des SoVD auch für die 
Mitglieder des Verbandes und 
für die von ihm vertretenen Per-
sonengruppen. 

Ataman und Engelmeier dis-
kutierten auch den notwendigen 
Ausbau zivilgesellschaftlicher 
Beratungsstellen. Sie waren sich 
darin einig, dass eine moderne 
Antidiskriminierungspolitik dem 
herrschenden Mangel an Fach-
kräften entgegenwirken könne.

Engelmeier mit der früheren 
Vizepräsidentin des Deutschen 
Bundestages und ehemaligen 
Bundesgesundheitsministe-
rin, Ulla Schmidt. Seit 2012 
ist Schmidt Vorsitzende der 
Bundesvereinigung Lebenshil-
fe. Diese setzt sich in gleicher 
Weise wie auch der SoVD für 
Menschen mit Behinderungen 
und deren Familien ein.

Beide Seiten äusserten ihre 
Sorge über einen wahrnehm-
baren Rechtsruck in der Ge-
sellschaft. Dieser stelle nach 
Überzeugung von Engelmeier 
und Schmidt eine unmittelbare 
Bedrohung für Menschen mit 
Behinderungen dar. Ein weite-
res Thema des Treffens war die 
Zukunft der Werkstätten für be-
hinderte Menschen.

Im Haus des SoVD-Bundes-
verbandes in Berlin traf sich die 
Vorstandsvorsitzende Michaela 

SoVD im Gespräch

Besuch beim SoVD in Berlin: Die frühere Bundesgesundheitsmi-
nisterin Ulla Schmidt (li.) traf sich in ihrer Funktion als Bundesvor-
sitzende der Lebenshilfe mit der Vorstandsvorsitzenden Michaela 
Engelmeier (re.) und der zuständigen Referentin Anieke Fimmen.

Foto: SoVD

Mehr Geld – weniger Stress?
Wer krank ist, kennt das: Man erhält nur schwer einen Behandlungstermin und kommt dann meist in 

eine überfüllte Praxis. Doch auch die andere Seite ist unzufrieden. Hausärzt*innen beklagten zuletzt, 
sie würden nicht immer für alle Leistungen bezahlt. Eine Lösung für die genannten Probleme stellte 
jetzt Bundesgesundheitsminister Karl Lauterbach (SPD) in Aussicht. Er will den Honorardeckel für 
die hausärztliche Versorgung abschaffen und unnötige Praxisbesuche vermeiden.

Bisher sorgen verschiedene 
Mechanismen dafür, dass die 
Kosten für die Behandlung ge-
setzlich Versicherter nicht aus 
dem Ruder laufen. Zumindest 
im Bereich der hausärztlichen 
Versorgung will Bundesgesund-
heitsminister Lauterbach die Re-
gelungen nun lockern. Mit dem 
Wegfall des sogenannten Hono-
rardeckels, so der SPD-Politiker, 
würden künftig alle erbrachten 
medizinischen Leistungen in 
voller Höhe vergütet. 

Neuregelung soll auch 
Patient*innen entlasten

Von Erleichterungen sollen 
auch Menschen profitieren, die 
an einer chronischen Erkran-
kung leiden. Lauterbach will 
die quartalsweise Abrechnung 
von Pauschalen auf eine jähr-
liche Honorierung umstellen. 
Damit müssten Betroffene nicht 
mehr regelmäßig in die Praxis 
kommen, um etwa nur für ein 
neues Rezeptes ihre Versicher-
tenkarte einlesen zu lassen. 
Unterm Strich, so der Minister, 
bliebe somit dann mehr Zeit für 
Behandlungen.

Für Hausarztpraxen, die für 
die Versorgung in einer Regi-
on von zentraler Bedeutung 
sind, soll es darüber hinaus 
zusätzliche „Vorhaltepauscha-
len“ geben. Voraussetzung ist, 
dass die jeweilige Praxis eine 
Mindestzahl von Versicherten 
betreut und auch Hausbesuche 
durchführt.

Als nachvollziehbar hatte im 

Vorfeld die SoVD-Vorsitzende 
Michaela Engelmeier den Ärger 
der Hausärzt*innen bezeichnet. 
Von der Bundesregierung for-
derte sie deshalb Verbesserun-
gen vor allem für ältere Men-
schen und für Familien (siehe 
auch Seite 6). 

Regionale Unterversorgung 
weiterhin problematisch

Engelmeier bemängelte die 
nach wie vor bestehende Unter-
versorgung in ländlichen oder 
strukturschwachen Gebieten. 
Damit müsse endlich Schluss 
sein. Aus Sicht des SoVD sei es 
daher sinnvoll, wenn die Ober-
grenzen beim Honorar weg-
fielen. So könne dem Problem 
ausgeschöpfter Budgets am 
Quartalsende begegnet werden.

Lauterbach schließt höhere
Krankenkassenbeiträge aus

In den nächsten Wochen will 
der Bundesgesundheitsminis-
ter einen neuen Entwurf des 
lange geplanten „Gesundheits-
versorgungsstärkungsgeset-
zes“ vorlegen. Lauterbach ver-
sprach, dass die mit Ausgaben 
verbundenen Reformen nicht 
zu steigenden Kassenbeiträgen 
führen werden. Aus Sicht des 
SoVD wäre das in jedem Fall zu 
begrüßen. Wegen eines Finanz-
defizites in Millionenhöhe hatte 
die Bundesregierung zuletzt im 
Oktober den durchschnittlichen 
Zusatzbeitrag zur Krankenversi-
cherung angehoben. Für viele 
gesetzlich Versicherte wurde 
es dadurch bereits zum Jahres-
wechsel teurer. jos / dpa

Neues Gesetz soll die Vergütung in hausärztlichen Praxen verbessern

Sowohl die AOK als auch der Verband der Ersatzkassen (vdek) 
konstatierten kürzlich einen Anstieg der Eigenanteile für die Pflege 
im Heim. Eine Auswertung des Ersatzkassenverbandes, dem unter 
anderem die Techniker Krankenkasse, die DAK-Gesundheit und die 
Barmer angehören, kam auf einen Betrag von 2.576 Euro pro Monat. 
Diesen mussten im bundesweiten Durchschnitt Pflegebedürftige 
oder deren Angehörige im ersten 
Jahr der Heimpflege aus eigener 
Tasche bezahlen.

Ähnlich dramatisch fällt eine 
Analyse des Wissenschaftlichen 
Institutes der AOK aus. Demnach 
gab es bei den pflegebedingten 
Zuzahlungen im Vergleich zum 
Jahr 2022 zuletzt einen Anstieg 
von 19,2 Prozent. An diesem 
Trend, so das traurige Fazit der 
AOK, würden auch steigende 
Zuschläge in diesem und die 
geplante Dynamisierung der 
Leistungssätze im kommenden 
Jahr kaum etwas ändern.

Besorgt angesichts dieser 
Entwicklung zeigte sich auch 
die SoVD-Vorstandsvorsitzende 
Michaela Engelmeier. Sie sagte, 
die Belastungen seien für viele 
Menschen nicht mehr finanzier-
bar. Engelmeier machte deutlich, 
dass der SoVD eine faire Bezahlung in der Pflege ausdrücklich un-
terstützt. Dennoch sei es ungerecht, dass die dadurch steigenden 
Kosten zum Großteil von den Pflegebedürftigen aufgebracht wer-
den müssen.

Die Zuzahlungen setzen sich zusammen aus dem Eigenanteil für 
die reine Pflege und Betreuung sowie aus den Kosten für Unter-
kunft und Verpflegung. Ebenfalls zu Buche schlagen Investitions-
kosten, die etwa für den Erhalt von Gebäuden notwendig sind. 
Kämen in diesem Punkt die Bundesländer ihren politischen Ver-
pflichtungen nach, müssten Pflegebedürftige aktuell jeden Monat 
485 Euro weniger bezahlen. jos / vdek / aok

Trotz Kostenbremsen: 
Pflege wird immer teurer

Zuzahlungen federn finanzielle Belastung kaum ab

Seit Jahren versucht die Gesundheitspolitik, die Höhe der Eigen-
anteile zu begrenzen, die Menschen für einen Platz im Pflegeheim 
aufbringen müssen. Doch auch spezielle Entlastungszuschläge 
brachten nicht den gewünschten Erfolg: Im vergangenen Jahr 
mussten Pflegebedürftige erneut eine höhere Summe aus eige-
ner Tasche bezahlen.

Die Pflegeversicherung über-
nimmt nicht alle Kosten. Für 
einen Platz im Heim fällt daher 
ein hoher Eigenanteil an.

Foto: pikselstock / Adobe Stock

Werden künftig alle hausärztlichen Leistungen bezahlt, könnte 
sich dadurch auch die Versorgung in den Praxen verbessern.

Foto: Halfpoint / Adobe Stock
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Qualifiziert und ohne Job
Akademiker*innen mit Behinderungen benachteiligt

Der Fachkräftemangel am deutschen Arbeitsmarkt ist nur eine 
Seite der Medaille. Die andere ist: Auch Akademiker*innen sind bis-
weilen arbeitslos. Haben sie eine Behinderung, trifft es sie stärker.

Auch mit Studium sind Schwerbehinderte teils lange arbeitslos.

Der Equal Care Day, etwa „Tag der gleichen Sorgearbeit“, ist 
sonst am 1. März – im Schaltjahr aber schon am 29. Februar. 
Der Aktionstag weist auf die unbezahlte, „unsichtbare“ Arbeit 
von Frauen hin: Noch immer investieren sie mehr Zeit für Kin-
der, Haushalt und Angehörigenpflege als Männer. So haben sie 
Nachteile in Beruf, Alltag und bei der Altersvorsorge. Der SoVD 
greift das Thema im Gleichstellungsmonat März auf.  ele

Equal Care Day 2024
Frauen übernehmen mehr unbezahlte Sorgearbeit als Männer.

Foto: ANR Production / Adobe Stock

Foto: Andrey Popov / Adobe Stock

Mit zuletzt rund 2,2 Prozent, laut Bundesagentur für Arbeit (BA), 
ist die Arbeitslosenquote bei Personen mit (Fach-)Hochschul-
abschluss generell gering. Diese Gruppe gilt als vollbeschäftigt. 
Dennoch bekommen manche die freien Stellen nicht – vor allem 
die schwerbehinderten Personen unter ihnen. Menschen mit Be-
hinderungen sind generell öfter sowie zudem länger arbeitslos als 
Menschen ohne Behinderungen, wie Zahlen der BA regelmäßig 
zeigen. Ihre Quote ist etwa doppelt so hoch. Und auch Studieren 
nutzt ihnen weniger: Ende 2023 waren rund 8.700 schwerbehin-
derte Menschen mit akademischer Ausbildung arbeitslos. 

Diese strukturelle Benachteiligung habe „mit Vorurteilen zu tun“, 
kritisiert der Behindertenbeauftragte der Bundesregierung, Jürgen 
Dusel. Er sagte der Deutschen Presseagentur: „Wir haben Tausende 
von Akademikern mit Behinderungen, die keinen Job kriegen.“ Das 
könne das Land sich überhaupt nicht mehr leisten. „Es gibt keinen 
Job in Deutschland, ich wüsste wirklich keinen, der nicht durch 
einen Menschen mit einer schweren Behinderung gut besetzt wer-
den kann, wenn die Voraussetzungen stimmen“, so Dusel. 

Dabei sind Betriebe ab 20 Arbeitsplätzen sogar verpflichtet, Men-
schen mit Schwerbehinderungen einzustellen. Aber nur 39 Prozent 
erfüllen die Vorgaben vollständig, und rund ein Viertel beschäftigt 
gar keinen einzigen. Sie zahlen lieber die Ausgleichsabgabe.  ele

Vor dem Krisengipfel von 
Bundesgesundheitsminister 
Karl Lauterbach (SPD) zur Lage 
der Hausärzt*innen (siehe Seite 
5) forderte der SoVD Verbesse-
rungen für Senior*innen und 
andere Gruppen. Nötig sei bei 
der Praxen-Planung auch, dass 
die Versorgung barrierefrei sei, 
betonte SoVD-Vorstandsvor-
sitzende Michaela Engelmeier, 
„vor allem auch für die Belange 
von älteren und behinderten 
Menschen sowie von Familien 
mit Kindern“. Treppen erschwe-
ren nicht nur mit Rolli und Geh-
hilfe den Zutritt, sondern auch 
mit dem Kinderwagen. Und Pra-
xisräume bergen für viele Men-
schen weitere Hürden – etwa 
optisch, akustisch oder beim 
Verstehen von Informationen.

An Menschen mit Handicap, 
Ältere und Familien denken

Der SoVD fordert schon lange: 
Praxen und das ganze Gesund-
heitssystem müssen inklusiv 
sein. Die immer älter werdende 
Gesellschaft macht das aus Ver-
bandssicht noch dringlicher. 

Das unterstrich kürzlich auch 
der Vorstand der Deutschen 
Stiftung Patientenschutz, Eu-
gen Brysch: „80 Prozent der Be-
hinderten in Deutschland sind 
betagte oder hochbetagte Men-
schen.“ Appelle allein reichten 
nicht. „Deshalb müssen die Ver-

Zu wenige Praxen barrierefrei
Stufenfreier Zugang, passende Räumlichkeiten, einfache Schilder und Informationen, ein Leitsystem 

für Blinde: Nur maximal ein Viertel aller Arztpraxen in Deutschland ist ganz barrierefrei. Viele bauen nur 
Hürden in einzelnen Bereichen ab. Insgesamt ist das deutsche Gesundheitssystem nicht inklusiv genug. 

träge mit den niedergelassenen 
Kassenärzten nachgeschärft 
werden. Binnen der nächsten 
fünf Jahre gilt es, hier den bar-
rierefreien Zugang zu garantie-
ren“, sagte Brysch laut dpa.

Den geringen Teil barrierefrei-
er Praxen kritisierte ebenso der 
Bundesbehindertenbeauftragte 
Jürgen Dusel. „Wir haben, das ist 
meine Wahrnehmung, weniger 
als zehn gynäkologische Pra-
xen in ganz Deutschland, die für 
Frauen im Rollstuhl zugänglich 
sind“, sagte er. Das könne nicht 
der Anspruch an ein modernes 
Gesundheitssystem sein. Wenn 
Menschen mit Behinderungen 
in die gesetzliche Krankenver-
sicherung einzahlen, hätten sie 

die gleichen Rechte auf freie 
Wahl ihrer Ärzt*innen und Ver-
sorgung wie alle anderen.

Modern heißt: baulich und 
auch digital barrierefrei

Wie der SoVD und Brysch 
verwies Dusel auf den Demo-
grafiewandel und mahnte, Bar-
rierefreiheit mehr mitzudenken 
und auszubauen. Das heiße, die 
bauliche und auch die digitale 
Infrastruktur so zu planen, dass 
alle sie nutzen können. Als Bei-
spiele nannte er Internetseiten, 
auf denen man Lebensmittel 
bestellen oder Arzttermine ma-
chen kann. Hier seien manche 
etwa auf Gebärden- oder Leichte 
Sprache angewiesen.  ele / dpa 

Gesundheitssystem muss Menschen mit Behinderungen ganz zur Verfügung stehen

Bauliche und andere Hürden verhindern oft die „freie Arztwahl“.
Foto: Photographee.eu / Adobe Stock

Gesundheits-Apps auf Rezept
Hinter sogenannten digitalen Gesundheitsanwendungen (DiGA) stecken Apps, die etwa über ein 

Smartphone genutzt werden können. Wenngleich Ärzt*innen diese im letzten Jahr immer häufiger 
verschrieben haben, zweifeln Krankenkassen deren konkreten Nutzen für Patient*innen an.

Unabhängig von der Art einer 
Erkrankung müssen Betroffene 
mit deren Folgen und Auswir-
kungen in ihrem Alltag letztlich 
alleine zurechtkommen. Eine 
App kann ihnen dabei helfen. 
Zuletzt wurde nahezu jede 
zweite digitale Gesundheitsan-
wendung (DiGA) bei einer psy-
chischen Erkrankung verschrie-
ben. Andere DiGA helfen bei der 
Bewältigung von Übergewicht 
oder geben Tipps, wie man sich 
das Rauchen abgewöhnt. Zu-
dem gibt es auch spezielle Apps 
gegen Sprachstörungen oder 
Kreislaufprobleme.

Eines haben alle diese An-
wendungen gemeinsam: Wur-
den sie in den Leistungskatalog 
der gesetzlichen Krankenversi-
cherung (GKV) aufgenommen, 
muss die jeweilige Kranken-

kasse deren Kosten bei der 
Verschreibung durch einen Arzt 
oder eine Ärztin erstatten. 

Eine eher ernüchternde Bilanz 
zog nun allerdings der GKV-Spit-
zenverband. Viele Gesundheits-
Apps würden die Versorgung der 
Versicherten nicht grundlegend 
verbessern. Sie seien daher für 
Patient*innen nutzlos. Dabei 
sieht auch der Kassenverband 
die DiGA als ein sinnvolles Bin-
deglied zu Ärzt*innen unter-
schiedlicher Fachrichtungen. 
Besorglich sei allerdings, dass 
sich nur bei etwa jeder fünften 
digitalen Anwendung auch ein 
Nutzen nachweisen ließ. 

Für die Nutzung von Gesund-
heits-Apps fielen bei den Kran-
kenkassen zuletzt Kosten in 
Höhe von 113 Millionen Euro 
an. Angesichts von Gesamt-
ausgaben im Milliardenbereich 
besetzen DiGA bisher dennoch 
eher eine Nische. jos

Versicherte bekommen immer häufiger auch digitale Anwendungen verschrieben

Gesundheits-Apps können im 
Alltag eine Unterstützung sein.

Foto: shurkin_son / Adobe Stock
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Im Januar war die SoVD-
Vorstandsvorsitzende Michaela 
Engelmeier zu Gast bei einer 
„Personaldebatte zum Früh-
stück“. Eingeladen hatte hierzu 
die Personalentwicklungs- und 
Arbeitsmarktagentur GmbH 
(PEAG) in Kooperation mit Ge-
samtmetall, dem Dachverband 
der Arbeitgeberverbände der 
Metall- und Elektroindustrie.

Bei der Veranstaltung in Ber-
lin diskutierte Engelmeier mit 
der Bundestagsabgeordneten 
Kerstin Griese (SPD). Griese ist 
Parlamentarische Staatssekre-

Einsatz für 
inklusiven 
Arbeitsmarkt

tärin beim Bundesminister für 
Arbeit und Soziales, Hubertus 
Heil. Die Moderation übernahm 
Frank Specht vom Handelsblatt.

Im Mittelpunkt des Gesprä-
ches stand das „Gesetz zur 
Förderung eines inklusiven Ar-
beitsmarktes“. Damit hat sich 
die Bundesregierung das Ziel 
gesetzt, mehr Menschen mit 
Behinderungen in reguläre Be-
schäftigung zu bringen. Zu die-
sem Zweck sind unter anderem 
höhere Ausgleichsabgaben für 
Unternehmen vorgesehen, die 
ihrer gesetzlichen Verpflichtug 
nicht nachkommen. Aber kann 
das neue Gesetz tatsächlich für 
bessere Inklusion am Arbeits-
markt sorgen und stellt es eine 
effektive Hilfe gegen den Fach-
kräftemangel dar? 

Diesen Fragen gingen En-
gelmeier und Griese bei ih-
rem Austausch auf den Grund. 
Grundsätzlich positiv äußerte 
sich dabei die SoVD-Vorstands-
vorsitzende. Ihrer Einschätzung 
nach werde sowohl der Arbeits-
markt als auch die Gesellschaft 
insgesamt durch die Neurege-
lungen ein Stück inklusiver. 

Gleichzeitig brachte Engel-
meier auch Kritik an dem Regel-
werk zum Ausdruck. Es sei aus 
Sicht des SoVD auch ein Schritt 
zurück. Denn künftig, so die gro-
ße Sorge des Verbandes, könne 
gegen unwillige Unternehmen, 
die lieber die Ausgleichsabgabe 
zahlen, als sich Menschen mit 
Behinderungen in den Betrieb 
zu holen, kein Bußgeld mehr 
verhängt werden.

SoVD im Gespräch

Über Inklusion am Arbeitsmarkt diskutierten die Parlamentarische 
Staatssekretärin für Arbeit und Soziales, Kerstin Griese (re.), und die 
SoVD-Vorstandsvorsitzende Michaela Engelmeier (Mi.) in Berlin. 
Zur „Personaldebatte zum Frühstück“ eingeladen hatte unter an-
derem Angelika Preiß, Geschäftsführerin der PEAG Transfer GmbH.

Foto: SoVD

Der Bundestag änderte im 
November 2022 das Europa-
wahlrecht und senkte das ak-
tive Wahlalter von 18 auf 16 
Jahre. Selbst kandidieren 
kann man weiterhin erst 
ab 18. Auch in Belgien, 
Malta und Österreich 
wählt man ab 16, in 
Griechenland ab 17. In 
den übrigen Ländern muss 
man 18 sein. Ab 16 wählen dür-
fen in Deutschland aber nicht 
nur Deutsche, sondern auch An-
gehörige anderer EU-Staaten, 
die sich hier aufhalten. 

Europäische Jugendpolitik
aktiv mitgestalten

In der EU leben rund 47 Mil-
lionen Jugendliche und junge 
Erwachsene zwischen 15 und 
24 Jahren. In Deutschland sinkt 

ihre Zahl stetig, zuletzt waren 
es laut Statistischem Bundes-
amt gut 8,3 Millionen – nur 
zehn Prozent der Bevölkerung. 
„Gerade darum ist es wichtig, 
dass sie sich für ihre Interessen 
und ihre Zukunft starkmachen!“, 
so SoVD-Bundesjugendvorsit-
zender Sebastian Freese. 

Vor allem Inklusion und Bar-
rierefreiheit in Alltag, Bildung 
und Job liegen dem SoVD ju-
gendpolitisch am Herzen. Auch 
mit Pandemiefolgen kämpfen 
junge Menschen – ganz beson-
ders die mit Behinderungen. 

Das und mehr ist auch auf 
EU-Ebene wichtig, obwohl Ju-
gendpolitik national festgelegt 
wird. Die EU will zusammen-
arbeiten: Sie hat seit 2019 
eine „Jugendstrategie“ mit den 
Schwerpunkten Beteiligung, 
Begegnung und Befähigung. 
Einbringen kann man sich im 
„EU-Jugenddialog“ über Umfra-
gen, Konferenzen und Projekte. 

Postkarten-Aktion  
ruft Jüngere zur Wahl auf

Da nun zudem auch Wählen 
die junge Perspektive stärkt, 

wirbt die SoVD-Jugend dafür 
mit mehreren Aktionen. 

So plant sie unter anderem, 
im März allen Mitgliedern zwi-
schen 16 und 22 Jahren per 
Post und digital eine Karte zu 
schicken: „Deine Stimme. Deine 
Zukunft. Geh wählen.“ Ein QR-
Code führt zur SoVD-Themen-
seite mit mehr Infos.

Wahlhilfebroschüre  
in Leichter Sprache

Viele wählen jetzt zum ersten 
Mal. Wie und worum es geht, 
darf dabei keine Hürde sein. Da-
rum gibt die SoVD-Jugend auch 
wieder ihre Wahlhilfebroschüre 
„Wählen ist einfach! Die Euro-
pawahl“ heraus. Darin ist alles 
anschaulich erklärt, in Leichter 
Sprache und mit Abbildungen. 
So können es auch Menschen 
verstehen, die Probleme mit 
der Schriftsprache oder andere 
Einschränkungen haben.

Unterstützung dafür kommt 
vom SoVD-Berufsbildungswerk 
Nordic CAMPUS in Bremen: Es 
produziert und druckt die ak-

Alle fünf Jahre sind in der Europäischen Union (EU) Wahlen zum Europäischen Parlament, kurz Euro-
paparlament. Dieses Jahr vom 6. bis zum 9. Juni ist es in allen EU-Staaten wieder so weit. Deutschland 
wählt am 9. Juni seine 96 Abgeordneten. Erstmals dürfen hier auch Jüngere mitmachen: Das aktive 
Wahlrecht ab 16, eine langjährige Forderung der Jugend im SoVD, ist auf EU-Ebene nun Realität. Alle 
sollten es nutzen, meint die SoVD-Jugend. Sie wirbt bei jungen Menschen dafür, ihre Sicht einzubringen.

Auf EU-Ebene junge Perspektiven einbringen
Europawahl am 9. Juni: erstmals Wahlrecht ab 16 Jahren – viele Aktionen der SoVD-Jugend

Diese Postkarte schickt die SoVD-Jugend an junge Mitglieder. Sie 
haben eigene Themen: ob Klima, inklusive gute Bildung oder Jobs.

tualisierte Broschüre. Bestellen 
können sie junge Menschen 
mit und ohne Behinderungen, 
aber auch alle anderen Inter-
essierten, ab März per E-Mail 
an: sozialpolitik@sovd.de. Das 
gedruckte Heft und der Versand 
sind kostenlos – natürlich nur, 
solange der Vorrat reicht.

Noch einfacher ist, dass es die 
Broschüre auch digital gibt, und 
zwar schon jetzt. Die PDF-Datei 
kann man herunterladen unter: 
www.sovd.de/europawahl2024.

Kurzes Video fürs Internet 
zum Weiterverbreiten 

Einige Wochen vor der Wahl 
spricht der Bundesjugendvor-
stand junge Menschen über 
Youtube und andere soziale 
Medien an. Ein Kurzvideo zeigt: 
Wählen ist wichtig! Wer seine 
Stimme verschenkt, stärkt Kräf-
te am rechten Rand. Der SoVD 
erklärt darin auch, warum die 
EU in Brüssel und Straßburg 
Fragen behandelt, die auch für 
die Jugend in Deutschland rele-
vant sind.  Eva Lebenheim

Die SoVD-Wahlhilfebroschüre 
erklärt alles ganz einfach.

Die SoVD-Jugend und der ganze 
Verband informieren zur Wahl.

16-Jährige können hierzulande nun das EU-Parlament mitwählen.

Grafiken: Matthias Herrndorff

Foto: Kzenon / Adobe StockFoto: belyaaa / Adobe Stock
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Personalien

Strukturen gegen Missbrauch
Bereits seit 2016 beschäftigt sich eine Kommission mit der Aufarbeitung sexuellen Kindesmiss-

brauches in der Bundesrepublik Deutschland und in der DDR. Jetzt stellte das Gremium seinen 
Tätigkeitsbericht vor. Im Mittelpunkt stand dabei ein Portal mit den Geschichten Betroffener. Bei 
diesem geht es der Kommission zufolge nicht nur um die einzelnen Schicksale. Die Gesellschaft 
müsse hinhören. Denn die Aufarbeitung von Missbrauch sei längst kein abgeschlossenes Projekt.

Katharina war sieben Jahre 
alt, als ihr Lehrer sie nach dem 
Unterricht dabehielt. Sie sei et-
was ganz Besonderes, erzählte 
ihr der Mann. Dann ging es los. 
„Der Lehrer fing an, mich im In-
timbereich zu berühren und sich 
daran zu erfreuen.“ So erzählte 
es die Frau Jahrzehnte später 
der unabhängigen Kommission 
zur Aufarbeitung sexuellen Kin-
desmissbrauches.

Katharinas Geschichte ist eine 
von mehr als 100, die die Kom-
mission inzwischen auf einem 
eigenen Portal veröffentlicht 
hat. Einer von sieben Erwach-
senen hat nach Angaben des 
Gremiums Missbrauch erlebt. 
Den Betroffenen will man da-
her Gehör schenken und ihnen 
Hilfe vermitteln. Vor allem aber 
geht es darum, Bedingungen 
aufzuzeigen, die Missbrauch be-
günstigen, und gegenzusteuern, 
um den Kreislauf aus Schweigen 
und Vertuschung zu überwinden.

Hoffnung auf Lernprozess 
innerhalb der Gesellschaft

„Wir hören zu und vermitteln 
Anerkennung für geschehenes 
Unrecht“, sagte Kommissions-
mitglied Barbara Kavemann bei 
der Vorstellung des Tätigkeitsbe-
richtes. „Seitens der Betroffenen 
besteht die explizite Erwartung, 
dass sie zu einem gesellschaft-
lichen Lernprozess und zu ei-
nem gesellschaftlichen Wandel 
beitragen, wenn sie denn die 
Anstrengung auf sich nehmen 
und ihre Lebensgeschichte öf-
fentlich machen.“ Es gehe ihnen 
auch um einen besseren Schutz 
für Kinder und Jugendliche heu-
te und in Zukunft.

Vieles ist aus Sicht der Kom-
mission in den vergangenen 
Jahren in Bewegung gekom-
men, etwa beim Thema Miss-
brauch im Sport. Die Schulen 
hinken hingegen aus Sicht des 
Gremiums hinterher. „Wir bedau-
ern sehr, dass bislang in diesem 
Bereich noch keine Aktivitäten 
von Verantwortlichen erkennbar 
sind, Aufarbeitung zum Thema 
von Schulen zu machen“, sag-
te Kavemann. Die Verwaltung 
könnte hier eine staatliche Vor-
bildfunktion übernehmen.

Schule kann auch Schutz 
und Zuflucht bieten

Dabei sind Schulen nicht nur 
Tatort, etwa wenn Lehrer*innen 
oder Betreuer*innen Jungen 
oder Mädchen missbrauchen. 
Schulen könnten auch Schutz-
räume sein. 

So berichtete eine Frau na-
mens Johanna, dass sie zuhause 
erst von ihrem Opa und später 
von ihrem Vater missbraucht 
wurde. Als sie ihrer Mutter von 
der sexuellen Gewalt durch ih-
ren Großvater berichtete, wusste 
die sofort Bescheid – aus eige-
ner Erfahrung. Vom Missbrauch 
der Tochter durch den eigenen 
Mann hingegen wollte die Mut-
ter nichts hören. 

Erst in der Schule fand Jo-
hanna Gehör. „Ich war immer 
wieder in Gedanken, konnte 
mich nicht auf den Unterricht 
konzentrieren und starrte aus 
dem Fenster“, erzählt sie auf 
dem Portal der Kommission. 
„Meine Lehrerin sprach mich 
an und ich erzählte ihr von 
dem Missbrauch durch meinen 

Opa. Ich bekam einen Rück-
zugsort. Ich konnte mich in ei-
nem Raum hinlegen und Ruhe 
tanken.“

Projekt Aufarbeitung noch 
längst nicht abgeschlossen

Die Arbeit der Kommission 
zeigt Wirkung. Es entstehen 
Netzwerke von Betroffenen, und 
in vielen Institutionen verän-
dert sich das Bewusstsein. Den-
noch bleibe die Aufarbeitung 
ein Dauerthema. Das sagt auch 
Sabine Bergmann, die 2010 von 
der Bundesregierung zur Miss-
brauchsbeauftragten berufen 
wurde und Ende vergangenen 
Jahres als Mitglied der Unab-
hängigen Kommission aus-
schied. „Es hat sich eine Menge 
bewegt in dieser Zeit, aber es ist 
auch nicht vorbei. Aufarbeitung 
ist nicht vorbei.“

Die Kommission brauche mehr 
Rechte zur Aufklärung. Zugleich 
müssten vor allem Schutzkon-
zepte noch stärker gesellschaft-
lich verankert werden, sagte 
Bergmann. Dabei treibe sie vor 
allem eine Sorge um: „Mein Alp-
traum ist ja immer, dass dann 
in 30 Jahren wieder eine Un-
abhängige Beauftragte dasitzt 
und eine Anhörung macht von 
50-Jährigen mit Missbrauchser-
fahrung.“ jos / dpa

Erfahrungsberichte Betroffener sollen gesellschaftlichen Wandel voranbringen

Missbrauch ist schwer zu erkennen. Verhalten sich Kinder ungewohnt 
ängstlich oder aggressiv, sollten Erwachsene aufmerksam werden.

Behörden oder Organisationen bieten Dokumente meist online an. 
Das machen sich leider auch betrügerische Anbieter zunutze.

Foto: TommyStockProject / Adobe Stock

Foto: StockPhotoPro / Adobe Stock

Nicht selten stößt man bei der Suche nach einer bestimmten 
Online-Dienstleistung auf zweifelhafte Angebote. Wer auf diesen 
Seiten dann etwas bestellt, erhält meist überteuerte, unbrauchba-
re oder auch gar keine Dokumente oder Dienstleistungen. Denn 
die letztlich überflüssigen Drittanbieter leiten die Angaben im 
besten Fall einfach nur an die zuständige Stelle weiter und stellen 
für ihre „Hilfe“ dann überzogene Rechnungen aus.

Seit Herbst verzeichnete die Verbraucherzentrale einen rasan-
ten Anstieg von Beschwerden über solche fragwürdigen Ange-
bote. Sie rät dazu, sowohl das Impressum als auch das Einga-
beformular genau zu prüfen, bevor man dort Daten einträgt. Im 
Zweifel sei es besser, eine neue Suche zu starten – auch wenn 
das teils mühsam sein könne und manche Internetseiten mit den 
richtigen Formularen nur schwer zu finden seien.

Für Dienstleistungen von Behörden empfiehlt es sich, zuerst die 
Seite der eigenen Kommune zu besuchen, etwa die Serviceportale 
der Bürgerämter. Auch eine Schufa-Selbstauskunft zu den über 
die eigene Person gespeicherten Daten gebe es als kostenlose 
Datenkopie. Das, so die Verbraucherzentrale Berlin, schreibe die 
Datenschutzgrundverordnung vor. jos / dpa

Kostenfalle Internet
Verbraucherzentrale warnt vor teuren Online-Services

Egal, ob es um ein Führungszeugnis, eine Geburtsurkunde oder 
einen Nachsendeauftrag bei der Post geht – längst kann man viele 
Dokumente online bestellen. Doch Vorsicht: Im Internet finden 
sich auch zweifelhafte Unternehmen, die Dienstleistungen ver-
kaufen, die niemand braucht. Vor deren Betrugsmaschen warnt 
aktuell die Verbraucherzentrale Berlin.

Barbara Kavemann
Foto: Sebastian Gollnow / dpa

Wollen Sie sich über die Arbeit der Kommission informieren oder 
von eigenen Erfahrungen berichten? Dann wenden Sie sich kostenfrei 
und anonym (Ihre Nummer wird nicht übermittelt) an das „Infotelefon 
Aufarbeitung“ unter: 0800 / 40 30 040. Sie erreichen dieses montags, 
mittwochs und freitags von 9 bis 14 Uhr sowie dienstags und don-
nerstags von 15 bis 20 Uhr.

Das Portal mit den im Artikel genannten Berichten von Betroffenen 
finden Sie online unter: www.geschichten-die-zaehlen.de.

Info

Prof. Dr. Ingo Heberlein, Mit-
glied der Bundeskonferenz, wird 
am 28. Februar 75 Jahre alt.

Er gehörte dem Sozialpoliti-
schen Ausschuss (SPA) des Bun-
desverbandes an und ist lang-
jähriger Patientenvertreter im 
Gemeinsamen Bundesausschuss. 
Seit 2002 im SoVD und im SPA 
Schleswig-Holstein, ist Heber-
lein Beisitzer im Landesvorstand.

Armin Dötsch feiert am 21. 
Februar seinen 60. Geburtstag. 
Der Ersatz-Bundesrevisor war 
von 2019 bis zur neuen Satzung 
Beisitzer im Bundesvorstand.

Berlin-Brandenburgs Landes-
schatzmeister trat 1990 dem 
SoVD bei und engagierte sich 
zwölf Jahre als Bundesjugend-
vorsitzender, später Jugendbe-
auftragter des Bundesvorstandes. 
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Stadtbücherei erhält SoVD-Gütesiegel
Seit 1975 zeichnet der SoVD in Schleswig-Holstein vorbildliche Gebäude und Institutionen mit seinem Gütesiegel aus. Schwerpunkt 

der Beurteilung ist die Barrierefreiheit. Das heißt mit anderen Worten: Können sich auch Menschen mit Behinderungen möglichst ohne 
Hilfe zurechtfinden und sämtliche Dienstleistungen eigenständig nutzen? In der Stadtbücherei Wahlstedt ist das in jedem Fall möglich.

Ein Empfangstresen, an dem 
auch Rollstuhlfahrer*innen auf 
Augenhöhe begrüßt werden, 
Bücher mit extra großer Schrift 
und Publikationen in soge-
nannter Leichter Sprache: Die 
Stadtbücherei in Wahlstedt,  
Kreis Segeberg, möchte für alle 
Menschen da sein.

Das ist ihr mit dem Umbau 
im Jahr 2021 nach Meinung des 
SoVD-Landesverbandes sehr 
gut gelungen. Deshalb gab es 
nun die Auszeichnung mit dem 
„Gütesiegel für ein besonderes 
Engagement für die Teilhabe 
von behinderten und älteren 
Menschen in der Gesellschaft“ 
– oder kurz: mit dem SoVD-
Gütesiegel für Barrierefreiheit.

Ehrung ist ein Ansporn,  
Teilhabe aller zu fördern

Wahlstedts Bürgermeister 
Matthias-Christian Bonse (CDU) 
betrachtete die Ehrung sowohl 
als Anerkennung als auch als 
Anreiz: „Mit dieser Auszeich-
nung durch den Sozialverband 
wird sichtbar dokumentiert, 

dass unsere Stadtbücherei eine 
barrierefreie Begegnungsstätte 
für alle Menschen in Wahlstedt 
ist. Hierauf wurde beim Umbau 
des Gebäudes besonderer Wert 
gelegt. Jede und jeder sind an 
diesem Ort willkommen. Und 

es freut mich sehr, dass dieses 
heute durch die Verleihung des 
SoVD-Gütezeichens noch ein-
mal hervorgehoben wird. Für 
uns ist es ein Ansporn, auch 
weiterhin die Teilhabe, gerade 
auch von älteren oder behin-

derten Menschen, in der Gesell-
schaft zu fördern.“

Barrierefreiheit sollte heute 
selbstverständlich sein

Kerstin Grundmann, stell-
vertretende Landesvorsitzen-
de des SoVD, sagte bei der 
Übergabe des Gütesiegels: „Ei-
gentlich sollte Barrierefreiheit 
heutzutage selbstverständlich 
sein. Leider sind wir noch lan-
ge nicht so weit. Insofern ist es 
wichtig, dass wir mit unserem 
Gütezeichen guten Vorbildern 
eine öffentliche Bühne geben. 
Denn das, was hier in Wahlstedt 
auf die Beine gestellt wurde, ist 
wirklich eine tolle Sache.“

Vorgeschlagen hatte die 
Stadtbücherei der SoVD-Orts-
verband in Wahlstedt, und zwar 
dessen zweiter Vorsitzender 
Siegfried Dalfior.

Der SoVD Schleswig-Holstein 
vergibt das Gütesiegel schon 
seit 1975. In der Regel prämiert 
er damit Gebäude, wählte aber 
auch schon Transportmittel wie 
Fähren aus.

Gute Stimmung bei der Ehrung in der Wahlstedter Stadtbücherei, 
v. li.: Mario Eggers, Mitglied der SoVD-Prüfkommission, Bürger-
meister Matthias-Christian Bonse, Stadtbücherei-Mitarbeiterin 
Viktoria Opp, Bürgervorsteher Horst Kornelius und Kirsten Grund-
mann, stellv. Landesvorsitzende des SoVD in Schleswig-Holstein.

Schleswig-Holstein

Bewusstsein für Geschlechtervielfalt
Das Grundgesetz stellt alle Geschlechter gleich. Aktuelle, vor allem von Jüngeren geführte Debatten über Identitäten sind aber komplex.
Vielen ist etwa unklar, was „nicht-binär“ oder „divers“ ist. Kurz erklärt: Mann oder Frau? Nicht immer ist das eindeutig. Manche ordnen 
sich keiner der zwei Seiten zu. Erst seit einigen Jahren gibt es dazu Daten – und wird mehr über Vielfalt in der Gesellschaft gesprochen.

Artikel 3 Absatz 3 Satz 1 GG 
besagt, dass niemand wegen 
des Geschlechtes bevorzugt 
oder benachteiligt werden darf. 
Dieser Gleichheitssatz betrifft 
nicht nur Männer und Frauen. 

Dass nicht alle Menschen sich 
in der Zweiteilung wiederfin-
den, ist lange bekannt. Doch die 
Forschung dazu ist noch am An-
fang. Laut Universität Freiburg 
seien, je nach Studie (bis 2019), 
wahrscheinlich 1,7 bis 2,1 Pro-
zent einer Bevölkerung „nicht 
binär“. Das kann an körperlichen 
Merkmalen liegen, meint oft 
aber das sozial-kulturelle Ge-
schlecht, englisch „Gender“; das 
Deutsche hat kein Wort dafür. 

Mindestens 750.000 Leute
Neben Inter- ordnen sich auch 

Transidentitäre oft nicht klar zu. 
Zusammen seien das hierzulan-
de über 750.000 Personen, so 
die derzeit offizielle Zahl. 

Vielleicht sind es noch mehr. 
2,5 Millionen hätten entweder 
„ein anderes Geschlecht als bei 
der Geburt zugewiesen“ oder 

„definieren sich nicht als weib-
lich oder männlich“: Das ist eine 
Hochrechnung aus der 2016er 
„Vermächtnisstudie“ der Zeit, 
des infas Institutes und des Wis-
senschaftszentrums Berlin. Dort 
stuften sich 3,3 Prozent so ein.

Das bleiben Minderheiten. 
Doch Demokratie misst sich 
nicht allein an der Position der 

Mehrheit, sondern auch an ih-
rem Umgang mit Randgruppen.
Mit den Debatten dazu wächst 
das Bewusstsein für Diversität. 

Akzeptanz vor allem im Job
Die aktuelle Zustimmung 

dazu, Geschlechtervielfalt ab-
zubilden, untersuchten 2023 
Statista und YouGov. Am wich-

Schutz vor Diskriminierung – inbesondere Jüngeren ist das Thema immer wichtiger

tigsten ist es den Deutschen 
demnach im Bereich Arbeit. 
Dort finden es knapp 60 Prozent 
„eher wichtig“ oder gar „voll und 
ganz wichtig“. Dicht folgt die Po-
litik. In sozialen Medien, Film, 
Fernsehen und Werbung ist das 
Thema noch fast der Hälfte min-
destens „eher wichtig“. Doch vor 
allem bei der Werbung bedeutet 
es den über 60-Jährigen weni-
ger als den 18- bis 29-Jährigen.

Das mag daran liegen, dass 
sich weniger Ältere selbst als 
divers, nonbinär oder transgen-
der definieren als in der „Gene-
ration Z“ (nach 1996) Geborene, 
wie eine europaweite Umfrage 
des Ipsos Institutes 2021 ergab. 

Sachliche Debatten suchen 
nun Wege, wie eine offene Ge-
sellschaft alle sichtbar macht. 
So gibt es auf Formularen das 
dritte Geschlecht und seit 2018 
den Eintrag „divers“ im Ausweis. 
Auch Sprache wirkt auf Be-
wusstsein und ist stets im Wan-
del. Neutrale Lösungen wie Par-
tizip und Genderstern sind nicht 
Pflicht, sondern ein Signal. ele

Nicht nur moderne Stellenangebote richten sich auch an „divers“. 
Eine demokratische Gesellschaft bezieht ihre Minderheiten mit ein.

Foto: LIGHTFIELD STUDIOS / Adobe Stock

Verdienstgrenze ist individuell

Bis zu 6.456 Euro im Jahr

Mehrverdienst

Minijobgrenze
ist gestiegen

Rentner*innen können seit 
letztem Jahr in unbegrenzter 
Höhe hinzuverdienen, ohne 
ihre Rentenzahlung zu gefähr-
den. Das gilt nicht für erwerbs-
geminderte Rentner*innen. 

Seit dem 1. Januar 2024 dürfen 
aber auch sie mehr hinzuver-
dienen. Bei teilweiser Erwerbs-
minderung dürfen Betroffene 
pro Jahr bis zu 37.117,50 Euro 
nebenher verdienen, solange 
sie dafür weniger als sechs 
Stunden täglich arbeiten. Bei 
voller Erwerbsminderung liegt 
die Grenze bei 18.58,75 Euro – 
Betroffene dürfen dann nur we-
niger als drei Stunden pro Tag 
arbeiten. Die individuelle Gren-
ze kann allerdings auch höher 
ausfallen – sie wird für jeden 
Fall einzeln berechnet und 
richtet sich nach dem höchsten 
Verdienst in den vergangenen 
15 Kalenderjahren sowie den 
dadurch erworbenen Renten-
punkten.  veo

Minijobber*innen dürfen 
seit Jahresbeginn einen hö-
heren Monatslohn erzielen. 
Demnach ist die Minijob-Ver-
dienstgrenze von 520 auf 538 
Euro monatlich gestiegen. Bei 
einem Mindestlohn von 12,41 
Euro pro Stunde können Mini-
jobberinnen und -jobber wie 
bisher zehn Stunden pro Wo-
che oder etwa 43 Stunden pro 
Monat arbeiten. Solange im 
Jahr 2024 der Gesamtverdienst 
nicht über der Jahresverdienst-
grenze von 6.456 Euro liegt, 
können geringfügig Beschäf-
tigte bei einem schwanken-
den Lohn in einzelnen Mona-
ten auch mehr als 538 Euro 
verdienen; im Durchschnitt 
darf der monatliche Verdienst 
aber nicht höher als 538 Euro 
sein. Minijobber*innen dürfen 
außerdem in bis zu zwei Ka-
lendermonaten diese Vorga-
be auch überschreiten, selbst 
wenn sie dadurch die Jahres-
verdienstgrenze von 6.456 
Euro überschreiten. Hier muss 
es sich allerdings um ein un-
vorhersehbares Überschreiten 
handeln, zum Beispiel wegen 
einer Krankheitsvertretung. 

Der SoVD tritt für sozialver-
sicherungspflichtige Beschäf-
tigungserhältnisse ab dem 
ersten Euro ein und für einen 
höheren Mindestlohn – beides 
als Armutsprävention.  veo

Kurz  
berichtet
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Starkes Zeichen für Demokratie und Vielfalt
Im Januar sind Hunderttausende Menschen in ganz Deutschland auf die Straße gegangen, um gegen den zunehmenden Rechtsextremismus, Rassismus und Hass zu 

demonstrieren. Auslöser der Proteste in zahlreichen Groß- und Kleinstädten war unter anderem ein Bericht des Recherchezentrums Correctiv. Dieser hatte ein Treffen 
von Rechtsextremen und deren demokratiezersetzende Pläne enthüllt – etwa die Vertreibung von Millionen von Menschen aus Deutschland. An dem Treffen sollen auch 
Mitglieder von AfD, CDU und Werteunion beteiligt gewesen sein. Zahlreiche Ehrenamtliche, Mitglieder und Mitarbeitende des SoVD in Niedersachsen haben im Januar 
an den Demonstrationen und Kundgebungen mitgewirkt und so ein deutliches Zeichen für Freiheit, Vielfalt und Demokratie gesetzt.

Foto: SoVD Hannover-Stadt / SoVD Wolfenbüttel

SoVD-Aktive aus dem Ortsverband Hannover-Mitte, aus dem Kreisverband Hannover-Stadt und dem 
Kreisverband Wolfenbüttel protestierten gemeinsam auf dem Opernplatz in Hannover.

Niedersachsen

Foto: Alice Mierswa

Rund 35.000 Menschen protestierten bei der Kundgebung auf dem 
Opernplatz in Hannover und in den umliegenden Straßen.

Foto: Ruth Nagy

Ehrenamtliche und Hauptamtliche aus dem SoVD-Kreisverband 
Celle demonstrierten Seite an Seite für ein buntes Celle.

Foto: Annette Mühlstein 

Etwa 4.500 Menschen beteiligten sich am Protestzug in Celle am 
21. Januar.

Foto: SoVD Wolfenbüttel

Bei der Demo am 16. Januar in Hannover-Linden engagierten sich 
rund 8.500 Personen, darunter Vertreter*innen des SoVD.

NDS

Die Offenlegung des zuvor un-
bekannten Treffens von Rechts-
radikalen im vergangenen No-
vember hat viele Menschen in 
Deutschland erschüttert und 
ihnen deutlich gemacht, dass 
die Demokratie in Gefahr ist. 
Auch der SoVD in Niedersach-
sen betrachtet die Zunahme 

rechtspopulistischer und men-
schenverachtender Positionen 
in der Gesellschaft mit großer 
Sorge. Die Verbreitung solcher 
Positionen dürfe keinesfalls 
toleriert werden, findet Dirk 
Swinke, Vorstandsvorsitzender 
des niedersächsischen SoVD. 
„Wir als SoVD haben einen kla-

ren Wertekompass. Seit mehr 
als 100 Jahren setzt sich unser 
Verband für Solidarität, soziale 
Gerechtigkeit und eine freie 
und inklusive Gesellschaft ein“, 
so Swinke. Es gelte jetzt, diese 
Werte zu verteidigen. Deshalb 
sind zahlreiche Vertreter*innen 
des SoVD in Niedersachsen für 

die Stärkung der Demokratie 
auf die Straße gegangen und 
haben sich an Demonstrationen 
und Kundgebungen beteiligt. 

Protestaktionen in Hannover
SoVD-Ehrenamtliche und 

Mitarbeitende aus Hannover 
und Wolfenbüttel waren am 16. 
Januar unter den rund 8.500 
Demonstrierenden im Stadtteil 
Hannover-Linden. Die „Omas 
gegen Rechts“ hatten gemein-
sam mit dem Bündnis „Auf die 
Plätze“ zu dem Protest gegen 
Rechtsextremismus und für die 
Verteidigung der Demokratie 
aufgerufen. Vor allem am drit-
ten Januarwochenende, am 20. 
und 21. Januar, fanden anschlie-
ßend in ganz Niedersachsen und 
Deutschland zahlreiche Proteste 
statt, an denen sich Hundert-
tausende Menschen beteiligten. 
Ehrenamtlich Engagierte und 
SoVD-Mitarbeitende aus ver-
schiedenen Städten Niedersach-
sens kamen zur Kundgebung 
gegen Rechtsextremismus auf 
dem Opernplatz in Hannover, 
um ein deutliches Zeichen für 

Demokratie und Menschlich-
keit zu setzen. Veranstalter der 
Kundgebung, an der rund 35.000 
Personen teilnahmen, war der 
Freundeskreis Hannover für die 
Initiative „Bunt statt Braun“. Auf 
der Kundgebung sprachen unter 
anderem Niedersachsens Minis-
terpräsident Stephan Weil (SPD), 
der ehemalige Bundespräsident 
Christian Wulff (CDU), Hanno-
vers Oberbürgermeister Belit 
Onay (Die Grünen) und die Vor-
sitzende des Deutschen Gewerk-
schaftsbundes Yasmin Fahimi.

Demonstration in Celle
Der SoVD-Kreisverband Celle 

positioniert sich immer wieder 
klar für demokratische Wer-
te. Auch bei der „Demo gegen 
Rechts und für ein vielfälti-
ges Celle“ am 21. Januar, die 
das „Netzwerk Solidarisches 
Celle“ und das „Celler Forum 
gegen Gewalt und Rechtsext-
remismus“ organisiert hatten, 
beteiligten sich SoVD-Ehren-
amtliche und Hauptamtliche 
aus Celle und Umgebung. Laut 
Medienberichten waren es 
mehr als 4.500 Bürger*innen, 
die sich vor der Celler Congress 
Union versammelt hatten. Der 
Protestzug führte durch die 
Celler Innenstadt bis zum Celler 
Schloss, wo die Aktion mit einer 
Kundgebung endete. „Celle ist 
bunt und soll es bleiben. Dem 
SoVD Celle ist es wichtig, im-
mer wieder ein klares Zeichen 
für die freiheitliche demokrati-
sche Grundordnung zu setzen“, 
sagt Sabine Kellner, Leiterin des 
SoVD-Beratungszentrums. 

Zusammenhalt gegen 
Rechtsextremismus

Der SoVD in Niedersachsen 
werde es nicht bei einmaligem 
Engagement belassen, denn es 
sei klar, dass man dauerhaft ge-
gen Menschenfeindlichkeit und 
Rechtsextremismus aufstehen 
und protestieren müsse, macht 
Swinke klar. „Unsere Demo-
kratie ist in Gefahr und immer 
mehr Menschen erkennen, dass 
sie sie verteidigen und für Frei-
heit und Vielfalt aktiv eintreten 
müssen.“ Jetzt sei es aber auch 
ganz besonders wichtig, ge-
schlossen zusammenzustehen, 
um die demokratischen Rechte 
zu schützen. „Egal, welcher de-
mokratischen Partei man selbst 
angehört – jetzt kommt es auf 
die Beteiligung aller an“, betont 
Swinke.       sam
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Vorsitzender Willi Scheib (li.) mit den strahlenden Empfänger*innen der SoVD-Spendenschecks.
Foto: Gabi Zierz / Erdinger Anzeiger

Spenden für den guten Zweck
Die Weihnachtsveranstaltung des Erdinger SoVD-Ortsverbandes aufgrund starken Schneefalls vom 

2. auf den 20. Dezember verlegt werden. Im Vereinsheim des RW Klettham wurden im Rahmen der 
Feier auch die Einnahmen aus dem Herbstfest als Spenden verteilt.

Die Erdinger Weihnachtsver-
anstaltung 2023 verlief etwas 
anders als sonst.  Natürlich 
gab es wieder ein geselliges 
Zusammensein der Mitglieder 
bei Kaffee und Kuchen. Aber 
dieses Mal waren auch Gäste 
gekommen. 

Vorstandsmitglied Markus 
Böhm, der seit vielen Jahren 
die Geschäfte der GBR ARGE 
Herbstfest verantwortet und 
damit den Ortsverband Erding 
finanziell unterstützt, hatte im 
Auftrag der Stadt Erding die Or-

ganisation der Toiletten wäh-
rend des Erdinger Herbstfestes 
übernommen. Entsprechend 
der Vorgabe der Stadt Erding 
müssen die Erlöse sozialen 
Einrichtungen zugutekommen. 
Was eignet sich für so eine Ver-
gabeaktion also besser als eine 
Weihnachtsfeier? 

9.550 Euro waren zusammen-
gekommen und wurden an die 
glücklichen Empfänger*innen 
verteilt, die gerne persönlich 
erschienen waren: je 1.000 
Euro erhielten das Sophienhos-

piz, der Christophorus Hospiz-
verein Erding, das Leserhilfs-
werk „Licht in die Herzen“ des 
Erdinger / Dorfener Anzeigers, 
der Fendsbacher Hof, der För-
derverein der Wallfahrtskirche 
Heilig Blut, die Elterninitiative 
„Junge Herzen Bayern“, und die 
Country Gringos Moosinning. 
Die Feuerwehr Erding erhielt 
2.000 Euro, die Mädchenreal-
schule Heilig Blut eine Sach-
spende im Wert von 500 Euro 
und der Elternbeirat der Schule 
50 Euro.

Jahresabschlussveranstaltung im Ortsverband Erding und Umgebung

Die Einführung des E-Rezepts 
soll unter anderem folgende 
Vorteile bringen:
• Bei Folgerezepten im glei-

chen Quartal müssen Versi-
cherte nicht mehr in die Pra-
xis kommen. Sie können das 
Rezept telefonisch anfordern 
und dann mit der E-Rezept-
App oder der elektronischen 
Gesundheitskarte (eGK) in der 
Apotheke einlösen.

• Bei der Nutzung der E-Rezept-
App kann die*der Versicherte 
das Rezept über die App einer 
Apotheke zuweisen und sich 
sogar das Medikament nach 
Hause liefern lassen.

• Mit der E-Rezept-App kann 
man sehen, welche Apotheke 
das Medikament vorrätig hat, 

ob die Apotheke einen Liefer-
dienst anbietet und welche 
Öffnungszeiten die Apotheke 
hat.

• Pflegende Angehörige, Pfle-
gedienste oder Pflegeheime 
müssen bei Folgeverordnun-
gen nicht extra in die Arztpra-
xis kommen und können mit 
der eGK der oder des Pflege-
bedürftigen das E-Rezept in 
einer Apotheke einlösen.

• Das E-Rezept erlaubt auch, 
dass Angehörige oder Nach-
barn und Nachbarinnen mit 
Ihrem Einverständnis die 
Medikamente für Sie bei ei-
ner Apotheke bestellen oder 
abholen.

• Mit der E-Rezept-App sollen 
Patientinnen und Patienten 

einen besseren Überblick 
über die bisherigen Verord-
nungen und die Einnahme-
weise erhalten.
E-Rezepte können Sie grund-

sätzlich über drei verschiedene 
Wege verwenden und einlösen:
• Für die digitale Nutzung be-

nötigen Sie ein Smartphone 
sowie die E-Rezept-App „Das 
E-Rezept“ des Anbieters ge-
matik. Dann übersendet Ihnen 
die Arztpraxis das Rezept pa-
pierlos in die App. Versicherte 
können das Rezept direkt an 
ihre Wunschapotheke senden 
oder die Verordnung via App 
in der Apotheke vorzeigen.

• Alternativ können Sie das 
E-Rezept einfach vor Ort in 
einer Apotheke einlösen, in-

dem Sie Ihre elektronische 
Gesundheitskarte in ein da-
für vorgesehenes Lesegerät 
einstecken.

• Auf Wunsch erhalten Sie auch 
einen Ausdruck von Ihrer Arzt-

Die ärztliche Verordnung von Arzneimitteln soll im Zuge der Digitalisierung des Gesundheitswesens 
in Deutschland in Zukunft nur noch elektronisch erfolgen. Damit das gelingt, sind Ärztinnen und Ärzte 
seit dem 1. Januar verpflichtet, Rezepte elektronisch auszustellen. Wer keine elektronische Gesund-
heitskarte oder kein Smartphone besitzt, kann auch weiterhin einen Papierausdruck bekommen.

Rezept künftig mit Handy-App einlösbar
Die Ausstellung eines E-Rezepts für gesetzlich Versicherte ist seit Januar 2024 verpflichtend

In Zukunft könnte es in den Apotheken so aussehen: Kund*innen 
zeigen ihr Rezept auf dem Handy vor.

Foto: bernardbodo / Adobe Stock

praxis. Dieser Token dient als 
eine Art Schlüssel für das E-
Rezept und kann in der Apo-
theke eingelesen werden. Er 
ähnelt einem QR-Code.

Quelle: AOK Bayern

Ministerin Gerlach zum neuen Angebot: „Die Suche nach Pfle-
geplätzen, Angeboten zur Unterstützung im Alltag und Beratungs-
angeboten ist zeitaufwendig und häufig auch nervenaufreibend. 
Das wollen wir für die Pflegebedürftigen und ihre Angehörigen 
verbessern. Bei unserem digitalen ‚Pflegefinder – die Pflegebörse 
für Bayern‘ finden Betroffene seit Januar gebündelt Pflegeange-
bote daheim im direkten Lebensumfeld sowie wichtige Unterstüt-
zungsmöglichkeiten und freie Pflegeheimplätze – und das mit nur 
wenigen Klicks.“

Nur zwei Wochen nach dem Start waren im Pflegefinder bay-
ernweit bereits knapp 900 ambulante und stationäre Pflege-
einrichtungen und weitere Versorgungsanbieter sowie über 200 
Beratungsangebote auffindbar. Damit können schon jetzt freie 
Pflegeheim-Plätze in Bayern recherchiert werden, auch wenn es 
noch regionale Unterschiede gibt.. Das Angebot soll weiter aus-
gebaut werden.

Gerlach erläutert: „Wer beispielsweise einen Pflegedienst oder 
einen Pflegeplatz sucht, sieht im Pflegefinder direkt, ob in der 
jeweiligen Einrichtung ein Platz verfügbar ist. Orientiert am Am-
pelsystem zeigt ein grüner Balken ‚verfügbar‘, ein gelber Balken 
‚Verfügbarkeit auf Anfrage‘ und ein roter Balken ‚nicht verfügbar‘ 
an. Auch die Kontaktaufnahme zu den Einrichtungen und Dienst-
leistern kann direkt über den Pflegefinder erfolgen. Wer einfach 
nur unverbindlich suchen will, muss sich nicht anmelden. Wer 
eine konkrete Anfrage stellen will, muss sich beim Pflegefinder 
registrieren. Das ist in wenigen Schritten erledigt und vor allem 
kostenlos.“ 

Die Einrichtungen erhalten die Anfragen in ihrem Nutzerportal 
und zusätzlich per E-Mail ohne die Angabe von personenbezoge-
nen Daten. Nimmt die Einrichtung die Anfrage an, erhält der An-
fragende die Rückmeldung, dass die Anfrage angenommen wur-
de und persönlicher Kontakt aufgenommen werden kann. Quelle: 
Bayerisches Staatsministerium für Gesundheit, Pflege und Prävention.

Pflegefinder gestartet
Neues digitales Angebot zur Pflege seit Januar

Bayerns Gesundheits- und Pflegeministerin Judith Gerlach ver-
einfacht die Suche nach pflegerischen Angeboten und hat dafür ei-
nen digitalen „Pflegefinder“ (www.pflegefinder.bayern) gestartet. 
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Terminabsprache bitte über 
den Landesverband Bayern, 
Implerstraße 55, 81371 Mün-
chen, Tel.: 089 / 53 05 27.

Kümmererstelle Coburg: nach 
Voranmeldung bei Barbara Höl-
zel, Tel.: 0170 / 52 73 691 oder 
E-Mail: barbarahoelzel@free-
net.de.

Kümmererstelle Coburg-Lau-
tertal: jeden zweiten Donners-
tag im Monat, 16.30–18 Uhr, 
Ansprechpartnerin: Barbara 
Hölzel, Tel.: 0170 / 52 73 691 
oder E-Mail: barbarahoelzel@
freenet.de.

Sozialberatung in Ebens-
feld: Ansprechpartner: Dr. Josef 
Haas, Tel.: 09543 / 53 49, E-Mail: 
dr.josef.haas@web.de.

Sozialberatung in Ingolstadt: 
AWO-Geschäftsstelle, Becker-
straße 2 a, nur nach Terminver-
einbarung bei Ansprechpart-

nerin: Elfriede Schreiner, Tel.: 
0911 / 98 01 501, E-Mail: rechts-
schutz@sovd-mfr.de. 

Sozialberatung in Michelau: 
jeden ersten Samstag im Monat, 
13.30–14.30 Uhr, Mehrgenera-
tionenhaus, Schneyerstraße 17, 
Ansprechpartner: Günther Ruck-
däschel, Tel.: 09571 / 83 585.

Sozialberatung in Mitter-
teich: Rathaus Mitterteich, 
Kirchplatz 12, nur nach Termin- 
absprache bei Ansprechpart-
nerin Elfriede Schreiner, Tel.: 
0911 / 98 01 501, E-Mail: rechts-
schutz@sovd-mfr.de. 

Kümmererstelle in der Ober-
pfalz / Weiden: Ansprech-
partner: Dr. Josef Haas, Tel.: 
09543 / 53 49, E-Mail: dr.josef.
haas@web.de.

Kümmererstelle in Ober-
franken / Bayreuth: Ansprech-
partner: Dr. Josef Haas, Tel.: 
09543 / 53 49, E-Mail: dr.josef.

haas@web.de.
Kümmererstelle Pegnitz, 

Roth, Schwabach: AWO-Begeg-
nungsstätte, Nördliche Ring-
straße 11 a, jeden ersten Freitag 
im Monat, nur nach Terminab-
sprache bei Elfriede Schreiner, 
Tel.: 0911 / 98 01 501, E-Mail: 
rechtsschutz@sovd-mfr.de. 

Sozialberatung in Tirschen-
reuth: Seniorenzentrum Tir-
schenreuth, Haus Ziegelanger, 
Egerstraße 27, nur nach Termi-
nabsprache bei Ansprechpart-
nerin Elfriede Schreiner, Tel.: 
0911 / 98 01 501, E-Mail: rechts-
schutz@sovd-mfr.de.

Rechtsschutzbüro Nürnberg: 
Trödelmarkt 27–29, 90403 
Nürnberg, Mo–Do, 9–11 Uhr, 
und nach telefonischer Ver-
einbarung. Ansprechpartne-
rin: Elfriede Schreiner, Tel.: 
0911 / 98 01 501, E-Mail: rechts-
schutz@sovd-mfr.de. 

SozialberatungGlückwünsche

Der gesamte Landesvorstand und die Mitarbeiter*innen des Lan-
desverbandes gratulieren allen Mitgliedern, die im Monat Februar 
Geburtstag feiern, recht herzlich und wünschen viel Gesundheit. 

Besondere Glückwünsche gehen an:
65 Jahre: 6.2.: Marianne Horn, Coburg; 14.2.: Manuela Leppert, 

Nürnberg; 27.2.: Regine Schaberl, München.
70 Jahre: 2.2.: Peter Bulawa, Mitterteich; 3.2.: Annemarie Sobot-

ta, Murnau.
75 Jahre: 17.2.: Udo Schöttker, Fürstenfeldbruck; 23.2.: Viktor 

Bossauer, Regensburg.
80 Jahre: 3.2.: Ingrid Schusser, Obernburg; Anneliese Jung, Er-

ding; Sonja Friedmann, Oberschleißheim; 25.2.: Uta Schilg, Coburg.
85 Jahre: 7.2.: Hilde Menzel, Lautertal; 24.2.: Franciszka Gawlows-

ka, München.

Jetzt Mitglieder werben
Die Aktion „Mitglieder werben Mitglieder“ des SoVD-Lan-

desverbandes Bayern geht weiter: Für jedes neu geworbene 
Mitglied, sei es für Einzel-, Partner-oder Familienmitglieder, 
bekommen SoVD-Mitglieder einen 15-Euro-Gutschein. 

Weitere Informationen dazu gibt es unter Tel.: 089 / 53 05 27 
oder mit einer E-Mail an: info@sovd-bayern.de.

Eine Diskussion ist unmöglich mit jemandem, 
der vorgibt, die Wahrheit nicht zu suchen, 

sondern schon zu besitzen.
Romain Rolland

Foto: Fotomek / Adobe Stock

In den Wintermonaten müs-
sen viele Autofahrer*innen nicht 
nur ihr Fahrzeug vom Eis befrei-
en, sondern unter Umständen 
auch von großen Schneemas-
sen. Da eine solche Arbeit ge-
rade in den frühen Morgenstun-
den äußerst anstrengend und 
nervenaufreibend sein kann, 
begnügt sich die*der ein oder 
andere Autofahrer*in damit, 
nur die Fensterscheiben vom 
Schnee zu befreien. Doch ist 
dies zulässig oder muss nicht 

vielmehr das ganze Fahrzeug 
vom Schnee befreit werden?

Darf man mit Schnee auf 
dem Autodach fahren?

Aus Gründen der Verkehrs-
sicherheit ist es untersagt, mit 
Schnee auf dem Autodach zu fah-
ren. Durch den aufgewirbelten 
Schnee kann nicht nur die eige-
ne Sicht beeinträchtigt werden, 
sondern auch die Sicht anderer 
Verkehrsteilnehmer*innen, was 
das Unfallrisiko erhöht.

Gemäß Paragraf 23 der Stra-
ßenverkehrsordnung obliegt es 
jeder Autofahrerin und jedem 
Autofahrer, das Kraftfahrzeug 
von jeglichen Gegenständen zu 
befreien, die die Sicht behin-
dern. Das Fahren mit einem mit 
Schnee bedeckten Autodach 
gefährdet zumindest die freie 
Sicht, insbesondere wenn der 
Schnee auf die Windschutz-
scheibe rutscht. Dadurch set-
zen Sie nicht nur Ihre eigene 
Sicherheit aufs Spiel, sondern 
auch die Sicherheit anderer 
Verkehrsteilnehmender, indem 
Sie aufgrund eingeschränkter 
Sicht möglicherweise einen 
Unfall verursachen.

Zusätzlich besteht die Gefahr, 

dass Schnee auf dem Autodach 
während der Fahrt nach hinten 
fliegt und somit nachfolgende 
Autofahrer*innen beeinträch-
tigt. Dies stellt eine potenzielle 
Gefahr für andere Verkehrsteil-
nehmer dar.

Bußgeld für Schnee auf 
dem Autodach

Darüber hinaus wird ein Buß-
geld ab 25 Euro fällig, und im 
schlimmsten Fall können zu-
sätzlich Punkte in Flensburg 
vergeben werden. Die genaue 
Strafhöhe hängt beispielswei-
se davon ab, ob eine Sachbe-
schädigung eingetreten ist 
oder nicht. Im Falle von Schä-
den können Bußgelder von bis 
zu 90 Euro verhängt werden. 
Bei einem Unfall können nicht 
nur strafrechtliche Konsequen-
zen drohen, wenn das Autodach 
nicht von Schnee befreit wur-
de, sondern auch die Versiche-
rungsleistung kann beeinträch-
tigt werden, möglicherweise bis 
hin zu Regressforderungen.

Neben dem Autodach müs-
sen auch die Motorhaube, die 
Scheinwerfer, Rücklichter, Blin-
ker und das Kennzeichen von 
Schnee befreit werden. Falls 

das Kennzeichen verschneit ist, 
wird ein Verwarngeld von fünf 
Euro erhoben.

Strafen auch bei anderen 
winterlichen Vergehen

Wenn jemand den Motor lau-
fen lässt, während er das Auto 
von Eis befreit, schadet dies 
nicht nur der Umwelt und führt 
zu erhöhtem Kraftstoffver-
brauch. Bei einer Entdeckung 
kann eine Geldbuße von 80 
Euro verhängt werden.

Es versteht sich von selbst, 
dass natürlich die Windschutz-
scheibe vollständig von Schnee 
und Eis sauber gemacht werden 
sollte. Wer lediglich eine Art 

Wer kennt diese Situation nicht? Früh morgens steht man vor dem zugeschneiten Auto. Es ist kalt 
und man ist schon spät dran. Also werden nur mal schnell die Scheiben sauber gemacht. Der Schnee 
auf dem Autodach bleibt liegen. Aber ist das erlaubt? Das Internetportal „refrago“ gibt Antworten zu 
den winterlichen Pflichten von Autofahrer*innen.

Mit Schnee auf dem Autodach fahren?
Fahrzeuge gründlich von Schnee und Eis zu befreien ist im Winter Pflicht für Autofahrende

Auch wenn es viel Arbeit macht und Zeit in Anspruch nimmt: Schnee 
und Eis müssen vor der Fahrt vom Auto entfernt werden.

Foto: Ljiljana / Adobe Stock

„Guckloch“ frei kratzt, kann mit 
zehn Euro verwarnt werden.

Wenn es zu einem Unfall 
kommt

Noch drastischere Strafen 
drohen, wenn tatsächlich ein 
Unfall aufgrund herabfallender 
Eisplatten oder Schnee pas-
siert. Der Fahrer muss im Falle 
von Unfällen oder Verletzungen 
mit einer Anklage wegen fahr-
lässiger Körperverletzung oder 
Tötung sowie einer möglichen 
Haftstrafe rechnen. Darüber  
hinaus könnten Autofahrer Pro-
bleme mit ihrer Kfz-Versiche-
rung bekommen.

Quelle: refrago / pt

Nur ein Guckloch auf der Wind-
schutzscheibe freizukratzen  
genügt nicht.

Foto: Patricia / Adobe Stock
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Yvonne Hartwig, Sekretärin des Kreisverbandes Südhessen, freut 
sich über ihr neues Büro in Obertshausen.

Foto: Peter Back

Gute Bilanz im letzten Jahr
Rund 80 Aktive des Kreisverbandes Marburg-Biedenkopf trafen sich Ende des Jahres 2023 zur 

Jahreshauptversammlung, die auch gleichzeitig als Weihnachtstreffen ausgerichtet wurde. Auch im 
Ortsverband Fulda fand eine Jahreshauptversammlung statt.

Die Jahreshaupt- und gleich-
zeitig Weihnachtsversammlung 
des Kreisverbandes Marburg-
Biedenkopf fand im Dorfge-

meinschaftshaus in Amönau, 
das die Kleinstadt Wetter kos-
tenlos zur Verfügung stellte, 
statt. Besonderen Glanz verlieh 

der Veranstaltung die Anwesen-
heit des Landesgeschäftsfüh-
rers Thomas Hammer und die 
Vorsitzende des benachbarten 
Kreisverbandes Hofgeismar-
Kassel, Irmgard Fohr. 

„Gemeinsam gut älter wer-
den“ lautet das Motto der Bür-
gerhilfe Wetter. Deren Koordi-
nationskraft Anke Bodenstein 
stellte die Arbeit der Bürger-
hilfe auf der Veranstaltung vor 
und erläuterte, welche Hilfen 
mit bürgerschaftlichem Enga-
gement für Menschen, die ihren 
Alltag nicht alleine bewältigen 
können, möglich sind. 

Anschließend gab es Kaffee 
und Kuchen. „Die von unseren 
Mitgliedern gestifteten Kuchen 
fanden riesigen Absatz“, freute 
sich die Vorsitzende Helga Kläs, 
die zum Abschluss allen ein gu-
tes neues Jahr wünschte.

Zur Jahreshauptversammlung 
des Ortsverbandes Fulda Neu-
hof trafen sich am zweiten De-
zemberwochenende 2023 rund 
ein Dutzend Mitglieder. Vorsit-
zender Michael Mander konnte 
stolz berichten, dass der Orts-
verband einen Mitgliederzu-
wachs erfahren hat. 

Das griff auch Landesge-
schäftsführer Thomas Hammer 
in seiner Rede auf. Der hessi-
sche Landesverband sei bun-
desweit der am zweitschnells-
ten wachsende Landesverband 
des SoVD. 

Weiter bedankte er sich für 
die engagierte Mitarbeit und 
warb für eine rege Teilnahme 
an der Wächtersbacher Ver-
brauchermesse, die vom 4. bis 
12. Mai mit Beteiligung des 
SoVD stattfinden wird.

Jahreshauptversammlungen in Marburg-Biedenkopf und Fulda Neuhof

„Ich engagiere mich gerne im sozialen Bereich“, sagt Yvonne 
Hartwig. Nach ihrer Ausbildung zur Verwaltungsfachangestellten 
bei der Stadt Langen begleitete sie zehn Jahre lang das Stadt-
verordnetenbüro und war für den Magistrat und die Fraktionen 
zuständig. Einem kurzen Ausflug beim Landkreistag in Wiesbaden 
folgte ein Wechsel ins Dietzenbacher Stadtverordnetenbüro. Dort 
arbeitete sie für die Stadtverordnetenversammlung sowie den 
Magistrat und war später für ein Jahr als Gesamtpersonalratsvor-
sitzende freigestellt. 

Als beruflich beste Entscheidung ihres Lebens bezeichnet sie 
ihre Entscheidung, Standesbeamtin zu werden. Nach einer halb-
jährigen Weiterbildung wurde sie 2016 von der Stadt Offenbach 
übernommen. „Standesbeamtin ist mein absoluter Traumberuf“, 
sagt Hartwig und begründet: „Das Personenstandsgesetz ist ausge-
sprochen vielfältig und meine Tätigkeit damit sehr abwechslungs-
reich. Von der Beurkundung einer Geburt über Eheschließungen 
und Namensänderungen bis hin zu Vaterschaftsanerkennungen 
und Sterbebeurkundungen unter Einbeziehung des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs reicht mein Aufgabenspektrum.“ Dazu kommt, dass 
Hartwig gern Kontakt mit Menschen pflegt und die Vielfalt der 
Herausforderungen schätzt. „Nach fast zehn Jahren Tätigkeit bin 
ich vor jeder Trauung immer noch aufgeregt und freue mich für 
das Paar“, schwärmt Hartwig. 

Privat ist sie ebenfalls stark engagiert, beispielsweise als Vorsit-
zende der Ortsvereinigung der Partei Freie Wähler ihres Wohnorts 
Langen. Zudem ist sie im Kreisvorstand aktiv und bekleidet einen 
Sitz im Kreistag. 

Telefonisch ist sie jeweils dienstags und donnerstags von 15 
Uhr bis 18 Uhr für den SoVD erreichbar. Dort informiert sie über 
die Beratungstermine, die Sozialberater Thomas Hammer, zugleich 
Landesgeschäftsführer, für den Ortsverband Offenbach Stadt und 
Land im zweiten Stock des Sozialzentrums in der Friedensstraße 
26 in Obertshausen anbietet. Möglich ist auch eine Kontaktauf-
nahme per E-Mail an: yvonne.hartwig@sovd-hessen.de und tele-
fonisch unter: 0152 / 52 69 12 80.

Powerfrau im Sekretariat
Kreisverband Südhessen mit Verstärkung

Yvonne Hartwig hat im letzten Jahr ihre Nebentätigkeit im Se-
kretariat des Kreisverbandes Südhessen aufgenommen. Die geht 
sie ebenso engagiert an wie ihren Haupt- und Traumberuf als Stan-
desbeamtin bei der Stadt Offenbach. 

Kreisverband Marburg-Biedenkopf (v. li.): Karl Gnau, Hartmut Em-
de, Inde Muth, Herr Schmidt, Landesgeschäftsführer Thomas Ham-
mer, Helga Jahrmarkt, Andrea Jungnickel, Helmut Hermann, Simone 
Jungnickel, Corinna Jungnickel, Ilona Jäger, Helga Kläs, Vorsitzende 
des Kreisverbandes Marburg-Biedenkopf, und Monika Seidl.

Ortsverband Fulda Neuhof: Vorsitzender Michael Mander (3. v. li., 
mit roter Tasche), Landesgeschäftsführer Thomas Hammer (4. v. re., 
stehend) und Mitglieder.

Mit dem kostenlosen Be-
ratungsangebot „Hessen be-
kämpft Energiesperren“ hilft 
die Verbraucherzentrale Hes-
sen seit 2020 den Menschen, 
die mit Energieschulden und 
Energiesperren konfrontiert 
sind. Im Jahr 2022 wurden 
laut Bundesnetzagentur in 
Hessen 16.038 Stromsperren 
durchgeführt. Ab einem Zah-
lungsrückstand in der Höhe 

von mindestens zwei Abschlä-
gen kann der Energieversorger 
eine Sperre androhen, sofern 
der Zahlungsrückstand min-
destens 100 Euro beträgt. Die 
Energieschuldenberatung bei 
der Verbraucherzentrale berät 
hessische Verbraucher*innen 
kostenlos und verfolgt das Ziel, 
hessenweit Zahlungsproble-
me rund um die Energierech-
nung anzugehen und deren 

Ursachen zu regulieren. Viele 
Ratsuchende sind nämlich 
mit der Situation überfor-
dert und trauen sich nicht 
zu, den Energieversorger zu 
kontaktieren. Die Kontaktauf-
nahme zum Versorger über-
nimmt in diesen Fällen die 
Energieschuldenberatung: 
Beratungstermine unter Tel.: 
069 / 972010-900. Quelle:  
     Verbraucherzentrale Hessen

Energiesperren vermeiden

www.sovd-hessen.de
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Sollte nichts anderes ver-
merkt sein, finden die Sozial-
beratungen und Sprechstunden 
nach Terminvereinbarung statt. 
Termine der Sozialjurist*innen 
Sigrid Jahr, Thomas Meinel, 
Markus Meyer zu Schlochtern, 
Annette Mülot Carvajal Gomez 
und Frank Sunkomat werden 
über die Sozialberater*innen 
oder die Landesgeschäftsstelle 
vermittelt.

Landesverband Hessen
Landesgeschäftsstelle, Lui-

senstraße 41, 65185 Wiesba-
den, Sekretärin Christine Wei-
denauer, Bürozeiten: montags 
bis freitags, 10–14 Uhr. Tel.: 
0611 / 85 108, oder E-Mail: 
info@sovd-hessen.de. 

Kreisverband  
Marburg-Biedenkopf

Terminvereinbarung bei 
Helga Kläs, Sozialberaterin 
und Vorsitzende, unter Tel.: 
06422 / 89 87 202, per E-Mail: 
hklaes@sovd-hessen.de und 
bei Hans-Werner Dersch, Tel.: 
06423 / 51 524 oder kommen 
Sie während der Öffnungszei-
ten einfach vorbei!

Beratung Wetter
Rathaus, Zimmer 2 im UG, 

Marktplatz 1, jeden ersten und 
dritten Montag im Monat, 15.30 
–18 Uhr.

Kreisverband 
Hofgeismar-Kassel
Beratung Bad Wildungen

SoVD-Büro, Trumpe 2 (Ein-
gang Bahnhofstraße), montags 
13–18 Uhr und mittwochs 
9–15 Uhr. Terminvereinbarung 
bei Hans-Jürgen Schmidt, So-
zialberater und Vorsitzender, 
unter Tel.: 05621 / 96 78 787, 
Tel.: 0151 / 19 18 19 99 oder per  

E-Mail: hans-juergen.schmidt@
sovd-hessen.de oder kommen 
Sie während der Öffnungszei-
ten einfach vorbei!

Beratung Calden
Irmgard Fohr, Kreisverbands-

Vorsitzende, Tel.: 05674 / 65 67, 
E-Mail: irmgardfohr@gmx.de.

Beratung Hofgeismar
Brigitte Schutta, Tel.: 05671 /  

36 42.

Beratung Kassel
AWO-Haus, Wilhelmshöher 

Allee 32 a, Annette Mülot Car-
vajal Gomez, dienstags 14–17 
Uhr und donnerstags 10–13 
Uhr, Tel.: 0561 / 14657.

Beratung Korbach
Ralf Wiegelmann, Tel.: 

0171 / 76 30 410.

Beratung Vernawahlshausen
Sonja Hettler, Tel.: 

05571 / 49 52.

Kreisverband Südhessen
Vorsitzender Rudolf Schulz, 

Friedensstraße 26, 63179 
Obertshausen, Terminverein-
barung bei Sekretärin Yvonne 
Hartwig, Tel.: 0152 / 52 69 12 80, 
E-Mail: yvonne.hartwig@sovd-
hessen.de

Beratung Bad Homburg
Sozialberatungsstelle Schöne 

Aussicht 24, Evelyn Kaletsch-
Damm, Tel.: 06033 / 74 88 999.

Beratung Bad Vilbel
Berufsförderungswerk BFW, 

Huizener Straße 60, jeden zwei-
ten Donnerstag ab 13 Uhr, Tel.: 
0611 / 8 51 08.

Beratung Freigericht
Rathausstraße 13, jeden 

zweiten Samstag im Monat,  
9–12 Uhr, Thomas Hammer, 
Tel.: 0151 / 50 71 01 56.

Beratung Gießen
Sozialberatungsstelle Curt-

mannstraße 48, Evelyn Kaletsch-
Damm, Tel.: 06033 / 74 88 999.

Beratung Obertshausen
Friedensstraße 26, Vermitt-

lung durch Sekretärin Yvonne 
Hartwig, Tel.: 0152 / 52 69 12 80, 
E-Mail: yvonne.hartwig@sovd-
hessen.de.

Beratung Wiesbaden
siehe Landesverband Hessen.

Kreisverband Osthessen
Terminvereinbarung bei Ma-

rita Schliephorst, Sozialbera-
terin und Vorsitzende, unter 
Tel.: 06655 / 74 02 26, Tel.: 
0176 / 95 53 81 36 oder per 
E-Mail: m.schliephorst@sovd-
hessen.de oder kommen Sie 
während der Öffnungszeiten 
einfach vorbei!

Beratung Eschwege
AWO, An den Anlagen 8, je-

den ersten Dienstag im Monat,  
14–16 Uhr.

Beratung Fulda
Sozial- und Arbeitsgericht, 

Sitzungssaal im EG, Am Hopfen-
garten 3, jeden ersten Montag 
im Monat, 14–16 Uhr.

Beratung Rotenburg
Neues Rathaus, Altenstube 

im 1. OG, Marktplatz 14–15, je-
den ersten Dienstag im Monat, 
10–12 Uhr.

Beratung Sontra
Bürgerhilfe, Niederstadt 41, 

jeden ersten Montag im Monat, 
10–12 Uhr.

Sprechstunden und Sozialberatung

Allen Mitgliedern, die im Fe-
bruar Geburtstag haben, gratu-
liert der SoVD Hessen herzlich. 
Kranken Mitgliedern wünscht 
er eine baldige Genesung. 

60 Jahre: 4.2.: Judit Schuler, 
Geisenheim; 7.2.: Rita Zecha, 
Biedenkopf; 9.2.: Karin Nagel-
mann, Erlensee; 11.2.: Jutta 
Skroch, Gladenbach; 20.2.: Gi-
sela Kubel, Darmstadt.

65 Jahre: 7.2.: Karin Mikkel-
sen, Oestrich-Winkel; 18.2.: Ciro 
Bovio, Marburg; 26.2.: Christine 
Czuma, Frankfurt.

Glückwünsche

70 Jahre: 1.2.: Günter Henkel, 
Bad Zwesten; 7.2.: Karina Pflug-
Arend, Nidderau; 11.2.: Dieter 
Trapp, Wiesbaden; 20.2.: Ursula 
Frost, Greifenstein; 26.2.: Rose-
marie Kullmann, Limburg; 27.2.: 
Peter Lohs, Bad Homburg.

75 Jahre: 8.2.: Bernhard Wald-
schmidt, Wiesbaden; 9.2.: Hans-
Erich Dingel, Neustadt; 22.2.: 
Lothar Reuß, Frankfurt.

80 Jahre: 1.2.: Heidi Schaller, 
Felsberg.

85 Jahre: 2.2.: Gerhard Hell-
wig, Eltville; 16.2.: Lieselotte 
Salzer, Wehretal.

90 Jahre: 22.2.: Günter Tilke, 
Oberursel.

92 Jahre: 29.2.: Hannelore 
Steinheimer, Frankfurt.

93 Jahre: 11.2.: Edith Johann-
böke, Marburg.

95 Jahre: 5.2.: Hildegard Lotz, 
Oberursel

In den Geburtstagsgrüßen 
für hohe Jubiläen sind nur die 
Mitglieder genannt, die auf 
ihrem Beitrittsformular einer 
Veröffentlichung zugestimmt 
haben. Alle anderen sind ihrem 
Wunsch gemäß nicht genannt.

Kleinreparaturen müssen sich auf solche Teile der Mietsache be-
schränken, die häufig dem Zugriff der Mietpartei ausgesetzt sind. 
Dies sind zum Beispiel Gegenstände wie Wasserhähne, Duschbrau-
se, Fenster- und Türverschlüsse, Rolläden, Jalousien, Lichtschalter 
oder Steckdosen. Eine gute Orientierung gibt Paragraf 28 Abs. 3 
S. 2 der Zweiten Berechnungs-Verordnung. Die dort aufgezählten 
Gegenstände (Installationsgegenstände für Elektrizität, Wasser 
und Gas, Heiz- und Kocheinrichtungen, Fenster- und Türverschlüs-
se sowie Verschlussvorrichtungen von Fensterläden) sind in der 
Regel von der Kleinreparaturklausel umfasst.

Höchstgrenze pro Reparatur
Die Kleinreparaturklausel darf dem Mieter nicht unbeschränkt 

die Reparatur von kleineren Schäden auf seine Kosten aufbürden. 
Wichtig zu wissen ist dabei, dass bei einer zu hohen Kostenangabe 
im Mietvertrag die Kleinreparaturklausel insgesamt unwirksam 
ist. Die Mietenden müssen die Kleinreparaturen dann nicht nur 
nicht bis zur zulässigen Höchstgrenze bezahlen, sondern gar nicht. 
Dann bleibt es dabei, dass die*der Vermieter*in für sämtliche Re-
paraturen zuständig ist und diese auch zu bezahlen hat.

Zunächst müssen die Kosten pro Reparatur auf ein angemessenes 
Niveau begrenzt werden. Diese Kosten grenze muss in die Klausel 
mit aufgenommen werden, sodass die Mietenden bei Vertrags-
schluss erkennen können, welche Klein reparatur kosten auf sie zu 
kommen können. Einen bestimmten Betrag gibt das Gesetz nicht 
vor. Vielmehr entscheiden die Gerichte für jeden Einzelfall, ob die 
Kosten grenze angemessen ist oder nicht. Bis zu welchem Betrag 
von einer angemessenen Klein reparatur klausel auszugehen ist, 
kann nicht klar definiert werden. Als eindeutig unangemessen 
gilt aber nach Ansicht des Amts gerichts Brandenburg ein Betrag 
von 200 EUR (Amtsgericht Brandenburg a. d. Havel, Urteil vom 
06.03.2008, Az. 31 C 306/07).

Höchstgrenze pro Jahr
Zusätzlich zu der Höchst grenze pro Einzel reparatur muss die Klein-
reparatur klausel auch eine Jahres höchst grenze festlegen. Denn 
eine Vielzahl von kleineren Reparaturen kann selbst bei niedrigen 
Kosten eine erhebliche finanzielle Belastung für die*den Mieter*in 
darstellen. Als zulässig wird eine Jahres höchst grenze von sechs 
Prozent der Jahres brutto kalt miete angesehen (vgl. Amtsgericht 
Stuttgart-Bad Cannstatt, Urteil vom 15.10.2013, Az. 2 C 1438/13). 
In einer Berliner Entscheidung wird die Jahrshöchstgrenze auf 
acht Prozent der Jahresbruttomiete festgesetzt (vgl. Amtsgericht 
Berlin-Mitte, Urteil vom 05.02.2020, Az. 15 C 256/19).

Keine anteilige Berechnung
Unzulässig ist es, die*den Mieter*in für die Kosten einer Klein-

reparatur anteilig heranzuziehen. Eine Regelung, wonach er oder 
sie fünf Prozent der Reparatur kosten zu tragen hat, ist daher nicht 
möglich. Durch eine Klein reparatur klausel ist es nur möglich, der 
Mieterin bzw. dem Mieter bis zu einer bestimmten Grenze die Kos-
ten einer Klein reparatur vollständig aufzubürden. Wird die Grenze 
überschritten, muss die*der Vermietende für die Reparatur kosten 
allein aufkommen.            Quelle: refrago.de

Zuzahlung ist begrenzt
Kleinreparaturklausel im Mietvertrag

Geht ein Teil der Mietsache kaputt, so muss der*die Vermieter*in 
die Sache reparieren oder ersetzen und die dafür aufzuwenden-
den Kosten übernehmen. Jedoch kann im Mietvertrag vereinbart 
werden, dass Kleinreparaturen durch die*den Mieter*in selbst vor-
zunehmen bzw. die Kosten von Kleinreparaturen zu erstatten hat. 

Foto: smileus / Adobe Stock

Wer muss zahlen, wenn in der Mietwohnung die Jalousie kaputt ist?
Foto: Africa Studio / Adobe Stock
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Anzeige

Ohne sie würde nichts gehen: die Küchenmannschaft im Estrel-
Center mit Michaela Engelmeier. 

Eine gute Sache unterstützen
In Berlin organisiert Frank Zander seit fast 30 Jahren ein weihnachtliches Gänseessen für Woh-

nungslose. 2023 war auch die SoVD-Vorstandsvorsitzende Michaela Engelmeier dabei und servierte 
schmackhafte Gänsekeulen an die Gäste. 

Das Weihnachtsessen für Ob-
dachlose, initiiert vom Musiker 
Frank Zander, ist in Berlin eine 
Institution und liebgewonnene 
Tradition. Bei der 29. Ausgabe 
am 22. Dezember 2023 war 
auch die SoVD-Vorstandsvor-
sitzende Michaela Engelmei-
er im Estrel-Hotel mit dabei. 
Trotz Kälte und Wind draußen 
herrschte im Hotel eine warme, 
festliche Stimmung. 

Frank Zander konnte bei die-
ser Ausgabe krankheitsbedingt 
nicht selbst teilnehmen, richte-
te sich aber in einer Videobot-
schaft an die Gäste und Teilneh-
menden. 

1.800 Menschen wurde eine 
besondere Auszeit vom harten 
Alltag geboten. 140 ehrenamt-
liche Helfende, darunter neben 
Michaela Engelmeier etwa Ber-
lins Regierender Bürgermeister 
Kai Wegner (CDU), seine Stell-
vertreterin Franziska Giffey 
(SPD), Gregor Gysi (Die Linke) 
sowie die früheren Boxer Axel 
Schulz und Arthur Abraham, 
brachten den Obdachlosen 

Gänsebraten mit Klößen und 
Rotkohl an ihre Plätze. 

Auf der Bühne boten ver-
schiedene Künstler*innen, un-
ter anderem Kim Fisher und 
die Blue Man Group, ein buntes 
Unterhaltungsprogramm. Au-
ßerdem konnten die Obdach-
losen sich von professionellen 
Friseur*innen die Haare schnei-

den lassen und es wurden 
3.000 Taschen mit nützlichen 
Geschenken ausgeteilt.

Der SoVD dankt herzlich al-
len, die dazu beigetragen ha-
ben, diesen Tag möglich zu 
machen. Es ist wichtig, zusam-
menzustehen und für diejeni-
gen da zu sein, die unsere Hilfe 
am meisten benötigen. 

Michaela Engelmeier engagierte sich beim Weihnachtessen für Obdachlose

Der 4. Inklusionsspieltag unter dem Motto „Inklusion bricht das 
Eis“, eine gemeinsame Initiative der Fischtown Pinguins und des 
Nordic CAMPUS, erwies sich im Januar als großer Erfolg. Es wurde 
nicht nur Eishockey auf höchstem Niveau gespielt, sondern auch 
ein Zeichen für Vielfalt und Gemeinschaft gesetzt. Insgesamt 20 
Mitarbeitende und Teilnehmende waren im Einsatz. Ein Schätz-
spiel und ein Penalty-Schießen förderten den Austausch und die 
Interaktion. „Dieser gelungene und sieggekrönte Tag zeigt einmal 
mehr, dass Sport verbindet und Inklusion ein wichtiges gesell-
schaftliches Thema ist“, freute sich der Geschäftsführer des Nordic 
CAMPUS, Dr. Torben Möller.

Inklusion als Eisbrecher
BBW und Sportclub kooperieren erfolgreich

Beim 5:1-Heimspielerfolg der Fischtown Pinguins Bremerhaven 
gegen die Eisbären Berlin in der Deutschen Eishockey Liga waren 
Auszubildende und Mitarbeitende des SoVD-Bildungswerkes Nor-
dic CAMPUS auf dem Eis und hinter den Kulissen dabei. 

Kralli, das Maskottchen der Pinguins, mit Nordic-CAMPUS-Merch. 
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Schwerelos bewegt sich dieser Astronaut durchs Weltall. Was wird er auf seinem Weg entdecken?  
Ein Geheimnis allerdings kannst nur du lösen: Welcher der fünf Schatten gehört zu unserem Raum-
fahrer? Die dazugehörige Nummer ist die von uns gesuchte Lösung.

Rolands RätseleckeTipp für Kinder

Unterwegs zu fremden Planeten Mama und der 
verhexte Spiegel

Timmy wohnt bei Mama. Seine Eltern haben sich getrennt, als 
er noch ganz klein war. In letzter Zeit hat Timmys Mama zu nichts 
mehr Lust, sie liegt nur im Bett und starrt vor sich hin. Weil sie 
so abweisend ist, hat Timmy Angst, dass sie ihn nicht mehr gern 

hat oder er schuld an ihrer 
Krankheit ist. Kann er etwas 
tun, damit Mama wieder ge-
sund und fröhlich wird?

Ehrlich und hoffnungs-
voll schildert das Buch die 
Krankheit Depression aus 
der Sicht eines Kindes. 

Brigitte Endres, Anna Ka-
rina Birkenstock: Mama und 
der verhexte Spiegel. Ein 
Bilderbuch über Depression. 
aracari Verlag, 32 Seiten, ab 4 
Jahren, ISBN 978-3-907114-
14-8, 14 Euro.

Möchtest du das vorgestellte Buch gewinnen? Dann löse die 
Aufgabe in „Rolands Rätselecke“ auf dieser Seite und schicke die 
Lösung mit dem Betreff „Mama und der verhexte Spiegel“ ent-
weder per E-Mail an: verlosung@sovd.de oder aber per Post an: 
SoVD, Redaktion, Stralauer Straße 63, 10179 Berlin. Einsende-
schluss ist der 15. Februar.

Stürmer mit Gehhilfe
Schon als Kind spielte Ralf Stellfeld gerne Fußball. Im Alter von 17 Jahren jedoch verlor er bei 

einem Unfall das linke Bein. Seitdem trägt er eine Prothese oder benutzt Gehstützen. Dass man damit 
trotzdem Fußball spielen kann, beweist der heute 43-Jährige auf beeindruckende Weise. Als einziger 
beinamputierter Spieler erhielt Ralf Stellfeld letztes Jahr vom Deutschen Fußball-Bund (DFB) eine 
reguläre Spielberechtigung. In der Kreisliga kickt er nun für die SG Braunschweig-West.

Es dauerte eine Weile, bis Ralf 
Stellfeld nach seinem Unfall 
zum Fußball zurückfand. Vor ei-
nigen Jahren stieg er beim Am-
putierten-Fußball wieder ein. 
Dort spielen Menschen, die auch 
eine Behinderung haben. Hier 
schaffte er es in die Bundesliga 
und lief sogar für die deutsche 
Nationalmannschaft auf.

Weil aber das Nationalteam 
zu selten trainierte, suchte sich 
Stellfeld einen Verein außer-
halb des Behindertensports. Er 
landete beim TSV Timmerlah. 
„Ich kam hierher, alle waren 
fremd und haben mich super 
aufgenommen“, berichtet er. „Sie 
mussten erstmal lernen, mir den 
Ball nicht auf links, sondern auf 
meinen rechten Fuß zu spielen.“ 
Auch die Gegner mussten sich 
auf die neue Situation einstel-
len: „Am Anfang sind sie immer 
zaghafter in die Zweikämpfe ge-
gangen.“

Stellfeld hat auch schon ein 
Tor in einem Punktspiel erzielt. 
Dabei hat er es schwerer als sei-
ne Mitspieler. Denn laut Regeln 
zählt die Gehstütze als verlän-
gerter Arm. Berührt der Ball die 

Krücke, wird es als Handspiel 
gewertet. „Die Zweibeiner sind 
natürlich immer schneller als 
ich mit Krücken“, sagt er. Das ver-
suche er aber mit einem guten 
Stellungsspiel auszugleichen.

Seine Mitspieler freuen sich 
über den Zuwachs in der Mann-
schaft. „Das Zusammenspiel mit 
Ralf funktioniert sehr gut“, sagt 
Stürmerkollege Wegener. „Auf 
drei Beinen ist es doch langsa-

mer als auf zwei. So haben wir 
die Devise ausgegeben, dass 
Ralf vorne bleibt und die an-
deren dann eben mehr laufen 
müssen.“

Ralf Stellfeld hofft vor allem, 
dass sein Beispiel Schule macht: 
„Ich wünsche mir, dass sich mehr 
Amputierte trauen, das Bein in 
die Ecke zu stellen, die Krücken 
in die Hand zu nehmen und Fuß-
ball zu spielen.“

Ralf Stellfeld beim Training: Selbstbewusst zeigt er, dass man auch 
mit einem Bein den Ball ins Tor schießen kann.

Foto: Swen Pförtner / picture alliance / dpa

Grafiken: sdecoret, Alina / Adobe Stock; Montage: SoVD

Voll engagiert

Hier auf dem Meeresgrund ist einiges los! Schaffst du es dennoch, 
die zehn Fehler zu finden, die wir in das untere Bild eingebaut 
haben? Die Auflösung zeigen wir dir auf Seite 18.

Fröhliche Fehlersuche

Unter dem Meer

Grafik: Kazakova Maryia / Adobe Stock
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Eine Handvoll Heldinnen
Katjas Leben dreht sich nur um ihren Mann und ihre Tochter 

sowie um den Hund und den Haushalt. Ganz nebenbei wuppt sie 
auch noch einen Job. Alle halten das für selbstverständlich – und 
keiner dankt es ihr. Erst die originelle Nachtklubbesitzerin Erna 
zeigt ihr, dass man für Dienst-
leistungen jeder Art durchaus 
auch Anerkennung erwarten 
kann. Und so ist Erna eine von 
fünf Heldinnen, durch die sich 
Katjas Leben plötzlich ändert.

Bis zu ihrer ersten Schwan-
gerschaft war Hera Lind als 
Sängerin auf Tournee. Die not-
wendige Konzertpause nutzte 
sie zum Verfassen des Romans 
„Ein Mann für jede Tonart“. Mit 
mehr als zwölf Millionen ver-
kauften Büchern gehört Lind 
heute zu den erfolgreichsten 
Autorinnen deutschsprachiger 
Literatur.

Hera Lind: Eine Handvoll Heldinnen. Heyne, 400 Seiten, ISBN: 978-
3-453-42813-3, 12 Euro.

Möchten Sie ein Exemplar des Buches gewinnen? Dann schrei-
ben Sie entweder mit dem Betreff „Eine Handvoll Heldinnen“ per 
E-Mail an: verlosung@sovd.de oder aber per Post an: SoVD, Re-
daktion, Stralauer Straße 63, 10179 Berlin. Einsendeschluss ist 
der 15. Februar.

Buchtipp

Katharina Schlüter (Ina Weisse) erhebt schwere Vorwürfe gegen 
ihren früheren Geliebten Christian Thiede (Godehard Giese).

Was bedeutet Gerechtigkeit?
Der Film nach dem Buch von Ferdinand von Schirach schildert die schwierige Verhandlung einer 

Vergewaltigung vor Gericht. Wie aber lässt sich über Schuld oder Unschuld urteilen, wenn Aussage 
gegen Aussage steht? Ein juristisch wie menschlich scheinbar unauflösbares Dilemma.

Ursprünglich hatten die 
Fernsehmoderatorin Katharina 
Schlüter und der Industrielle 
Christian Thiede eine Affäre 
miteinander. Doch dann sitzen 
sie sich als feindliche Partei-
en im Gerichtssaal gegenüber. 
Wer sagt die Wahrheit, wer 
lügt? Der Film überlässt es den 
Zuschauer*innen, am Ende ihr 
eigenes Urteil zu fällen. 

„Sie sagt. Er sagt.“ nach Ferdi-
nand von Schirach läuft am 26. 
Februar um 20.15 Uhr im ZDF. 
Eine Dokumentation erläutert im 
Anschluss juristische Problem-
stellungen und Sachverhalte.

Im ZDF-Drama „Sie sagt. Er sagt.“ geht es um den Vorwurf einer Vergewaltigung

Foto: Julia Terjung / ZDF; Montage: FeedMee

Mit Humor gegen Vorurteile
Sie moderierte beim Musiksender VIVA und ermittelte als Kommissarin in der Reihe „Nachtschicht“. 

In der ZDF-Comedy „Doppelhaushälfte“ entlarvt sie aktuell überaus unterhaltsam gesellschaftliche 
Klischees. Am 19. Februar feiert die Schauspielerin Minh-Khai Phan-Thi ihren 50. Geburtstag.

Seine ersten Filme drehte der gebürtige Magdeburger noch in der DDR. Bundesweit bekannt machte 
ihn schließlich die RTL-Serie „Der Clown“. Seine gute Kondition verdankt der Schauspieler täglichem 
Sport – und das noch vor dem Frühstück. Am 18. Februar wird Sven Martinek 60 Jahre alt.

In „Doppelhaushälfte“ leben 
zwei Familien mit unterschiedli-
chem Hintergrund und Vorurtei-
len über die jeweils andere Seite 
gemeinsam unter einem Dach. 
Für ihre Rolle der ostdeutschen 
Tracy Knuppe musste die in 
Darmstadt geborene Minh-Khai 
Phan-Thi dabei zunächst einmal 
einen Berliner Akzent lernen.

Kulturelle Vorbehalte sind der 
Tochter vietnamesischer Ein-
wanderer dagegen aus eigener 
Erfahrung vertraut. In ihrem 
Podcast „anderssein“ spricht sie 
darüber, wie Unterschiede unser 
Miteinander prägen.

Minh-Khai Phan-Thi beweist in „Doppelhaushälfte“ ihr komödiantisches Talent 

Für „Doppelhaushälfte“ waren Minh-Khai Phan-Thi und Milan  
Peschel schon zweimal für den Deutschen Fernsehpreis nominiert.

Foto: © Superbass / CC-BY-SA-4.0 via Wikimedia Commons

In „Morden im Norden – Am Abgrund“ spielte Sven Martinek (Mi.) 
an der Seite von Maja Jurić (li.) und Ingo Naujoks.

Alles eine Frage der Disziplin 

In der Vorabendserie „Morden 
im Norden“ ist Martinek derzeit 
immer montags um 18.50 Uhr 
im Ersten als Hauptkommissar 
Finn Kiesewetter zu sehen. Um 
für die nicht zuletzt auch kör-
perlichen Herausforderungen 
seines Berufes weiterhin ge-
wappnet zu sein, gewöhnte sich 
der Darsteller in seinem Alltag 
an einen strikten Tagesablauf. 
So stehe er etwa morgens 
um fünf Uhr auf, gehe sowohl 
ins Fitness-Studio als auch 
schwimmen und zum Abschluss 
ins Eisbecken. Danach, so Sven 
Martinek, sei er „fit für den Tag“.

Schauspieler Sven Martinek („Morden im Norden“) steht jeden Tag um fünf Uhr auf

Foto: Thorsten Jander / ARD

Grafiken: magr80, Zarya Maxim / Adobe Stock

Denksport

Hier sehen Sie die Wappen aller deutschen Bundesländer. Ihre 
Aufgabe besteht nun jedoch nicht darin, diese einzeln aufzuzählen. 
Es geht eher um eine Schätzfrage: Wir wollen wissen, in welchen 
dieser Länder – von Platz eins bis fünf – die meisten Menschen leben. 
Die Größe des Bundeslandes spielt dabei nicht unbedingt eine Rolle. 

Die Auflösung finden Sie wie immer auf Seite 18.

Wo leben die meisten?

1.

3.

2.

4.

5.
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Variante: LEICHT

Variante: MITTEL

Auflösung des 
Vormonats

Auflösung des 
Vormonats

Die beiden  
Diagramme sind 
mit den Zahlen 1 
bis 9 aufzufüllen.

Dabei darf jede 
Zahl in jeder Zeile 
und jeder Spalte 
und in jedem 3x3-
Feld nur einmal 
vorkommen.

203

2 6 8 3
3 4

7 6 8 5
8 7 9 6
6 4 7 2 8

5 1 7 4
8 7 2 1

8 5
5 9 3 7

2 6 9 3
6 8
1 4 2 8

7 1
4 6 3 1 7

9 4
9 8 7 1

6 3
6 2 8 7

7 4 2 1 3 5 8 9 6
1 6 8 4 9 7 5 2 3
5 3 9 8 6 2 1 7 4
9 8 1 3 2 4 7 6 5
2 7 3 6 5 1 4 8 9
6 5 4 7 8 9 2 3 1
3 1 5 2 7 6 9 4 8
4 2 6 9 1 8 3 5 7
8 9 7 5 4 3 6 1 2

5 9 8 4 7 1 3 6 2
3 7 2 6 5 8 1 4 9
1 6 4 3 9 2 8 7 5
2 4 1 5 6 9 7 3 8
7 5 6 8 2 3 4 9 1
9 8 3 1 4 7 2 5 6
8 3 7 9 1 5 6 2 4
6 2 5 7 8 4 9 1 3
4 1 9 2 3 6 5 8 7

Möchten Sie einen weiteren (hier nicht abgebildeten) Buchpreis 
gewinnen? Dann notieren Sie die eingekreisten Zahlen von oben 
nach unten und schicken Sie diese per E-Mail an: sudoku@sovd.de 
oder per Post an: SoVD, Redaktion, „Sudoku“, Stralauer Straße 63, 
10179 Berlin. Einsendeschluss ist der 15. Februar.

Buchtipp

Comandante
Herbst 1940: Das mit dem nationalsozialistischen Deutschland 

verbündete Italien befindet sich im Krieg gegen die Alliierten. Unter 
Kommandant Salvatore Todaro patrouilliert das U-Boot „Cappellini“ 
vor Madeira im Atlantik und versenkt ein bewaffnetes Frachtschiff. 
Doch dann trifft Todaro eine Entscheidung, mit der er nicht nur 

seine Befehle missachtet, son-
dern auch auf den Widerstand 
der eigenen Besatzung stößt. 
Im Einklang mit dem Seerecht 
rettet der Kommandant die 26 
Überlebenden des belgischen 
Frachters vor dem sicheren Tod. 

Der Roman von Sandro Ve-
ronesi und Edoardo De Angelis 
basiert auf einer wahren Be-
gebenheit. An Bord des winzi-
gen U-Bootes der italienischen 
Marine spielten sich damals 
Szenen zwischen Hoffnung und 
Verzweiflung sowie zwischen 
Solidarität und dem Kampf um 
das eigene Leben ab.

Edoardo De Angelis, Sandro Veronesi: Comandante. Zsolnay, 160 
Seiten, ISBN 978-3-552-07389-0, 22 Euro.

Möchten Sie dieses Buch gewinnen? Dann schreiben Sie mit dem 
Betreff „Comandante“ entweder per E-Mail an: verlosung@sovd.
de oder per Post an: SoVD, Redaktion, Stralauer Straße 63, 10179 
Berlin. Einsendeschluss ist der 15. Februar.

Suppenküche in Kalifornien
Gibt's doch gar nicht, oder?

Fabrizio Wiest hatte lange 
davon geträumt, ein deutsches 
Wirtshaus in Kalifornien auf-
zumachen. Dass Bierkrüge und 
deftiges Essen in dem sich stän-
dig wandelnden San Francisco 
auf wahre Begeisterung stoßen 
würden, damit hatte Wiest aller-
dings kaum gerechnet.

Neben Schnitzel und Sauer-
braten schätzen die Gäste an 
der „Suppenküche“ vor allem 
die deutsche Tradition. Lan-
ge Holztische etwa, an denen 
Fremde zusammensitzen, das 
kannte man in den USA vorher 
kaum. Plötzlich tauschten sich 
die Leute aus, statt isoliert an 
einzelnen Tischen zu speisen.

In ihrer „Suppenküche“ servieren Fabrizio Wiest und seine Frau 
Mandee Lopez deutsches Bier in traditionellen Steinkrügen.

Foto: Barbara Munker / picture alliance / dpa

An einer Hauswand in San Francisco steht in großen Buchstaben „Suppenküche“. Dahinter verbirgt 
sich allerdings keine Essensausgabe für Bedürftige, sondern ein sehr erfolgreiches Restaurant. Am 
Anfang stand, wie so oft, eine Schnapsidee: Im Jahr 1993 machten sich zwei Bayern auf den Weg in die 
Metropole der Westküste, um dort Schweinshaxe und deutsches Bier zu servieren.

Des Rätsels Lösung
Regenschirme im Über-
fluss (Ausgabe Januar, 
Seite 16)

Es waren 15 Regen-
schirme auf dem Bild zu 
entdecken.

Wo leben die meisten?
(Denksport, Seite 17)

Das Statistische Bun-
desamt ermittelte 2022 
diese „Top 5“:

1.  Nordrhein-Westfalen 
(18,13 Mio.)

2. Bayern (13,36 Mio.)
3.  Baden-Württemberg 

(11,28 Mio.)
4.  Niedersachsen (8,14 

Mio.)
5. Hessen (6,39 Mio.)

Unter dem Meer (Feh-
lersuche, Seite 16)

Siehe rechts.

Bis ins späte Mittelalter war 
Polen eine der europäischen 
Großmächte. Die Bedrohung 
von außen und innere Streitig-
keiten setzten dem polnischen 
Reich jedoch zu. Als einzelne 
Fürsten mehr Macht für sich be-
anspruchten, schwanden Einheit 
und Stärke. Schließlich war der 
Staat Eingriffen anderer Länder 
schutzlos ausgeliefert.

Ihren absoluten Tiefpunkt 
erreichte diese Entwicklung 
1795. Damals teilten Österreich, 
Preußen und Russland das Land 
unter sich auf. Für mehr als ein 
Jahrhundert verschwand der 
polnische Staat von der Land-
karte – Polen war offen. 

Die tragische Geschichte eines an Deutschland grenzenden Staates 
bildet den Ursprung der Redensart „Dann ist Polen offen!“.

Was, wenn Polen offen ist?
Der Ausruf „Dann ist Polen offen!“ beschreibt die Sorge vor einer negativen Entwicklung oder einem 

Ereignis, dessen Auswirkungen sich nicht kontrollieren lassen. Die Redewendung reicht weit zurück in 
die Geschichte des europäischen Staates. Als dessen Zentralmacht zum Ende des 15. Jahrhunderts an 
Einfluss verlor, wurden auch die Landesgrenzen immer durchlässiger und letztlich „offen“.

Foto:  photofranz56 / Adobe Stock

Redensarten hinterfragt
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Das Lösungswort zum Gewinnen eines weiteren, hier nicht abgebildeten Buchpreises bitte bis zum 15. Februar einsenden an: 

SoVD, Redaktion, Stichwort: „Kreuzworträtsel“, Stralauer Straße 63, 10179 Berlin oder per E-Mail an: kreuzwortraetsel@sovd.de. 
Bitte vergessen Sie nicht, Ihre Adresse anzugeben!
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Mit spitzer Feder Buchtipp

Das späte Leben
Martin ist 76 Jahre alt, als sein Arzt bei ihm Krebs feststellt. Ihm 

bleiben nur noch wenige Monate. Doch sein Leben und seine Lie-
be gehören seiner sehr viel jüngeren Frau und seinem sechsjähri-
gen Sohn. Was kann er nun, den eigenen Tod vor Augen, noch für 
sie tun? Was kann er ihnen geben, 
was ihnen hinterlassen? Martin 
möchte alles richtig machen. Doch 
auch für das späte Leben gilt: Es 
steckt voller Überraschungen und 
Herausforderungen, denen er sich 
stellen muss.

In seinem neuen Roman setzt 
sich Autor Bernhard Schlink („Der 
Vorleser“) klug und einfühlsam 
mit den Themen Tod und Sterben 
auseinander.

Bernhard Schlink: Das späte Le-
ben. Diogenes, 240 Seiten, ISBN: 
978-3-257-07271-6, 26 Euro.

Möchten Sie ein Exemplar des vorgestellten Buches gewinnen? 
Dann schreiben Sie mit dem Betreff „Das späte Leben“ per E-Mail 
an: verlosung@sovd.de oder aber mit dem gleichen Stichwort per 
Post an: SoVD, Redaktion, Stralauer Straße 63, 10179 Berlin. Ein-
sendeschluss ist der 15. Februar.
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Wechseln Sie zum E-Paper!
Der kürzeste Weg zur Anmeldung geht über das Smart-
phone. Einfach den QR-Code-Scanner öffnen und über 
den Code halten. Es erscheint ein Link, den Sie antippen 
können. Wenn auf Ihrem Gerät kein Scanner installiert 
ist, finden Sie einen im AppStore oder bei Google Play.

Foto: Farknot Architect / Adobe Stock
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Mitgliedsnummer

Ich möchte in Zukunft die SoVD-Zeitung digital als E-Paper erhalten.

Vorname

Telefon

Unterschrift

Gerne können Sie sich auch direkt über die Website ummelden: www.sovd.de/e-paper 

✂Sie können sich auch per Post anmelden. 
Schicken Sie das ausgefüllte Formular an: 
Sozialverband Deutschland
Abteilung Redaktion
Stralauer Straße 63, 10179 Berlin

+  schneller bei  
Ihnen als im Postversand

+  enthält alle Landesbeilagen 
sowie zusätzliche Links und 
Videos in den Artikeln

+ für Tablets und Smartphones

+ schont die Umwelt

Gleich QR-Code  
scannen und  
anmelden!

SoVD-Zeitung
digital
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